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N Deut ſchland. 
N 0. 0. Reichstags⸗Verhandlungen. 

N 6. Sitzung vom 23. Februar. N 
11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes: Graf Stolberg, v. Schelling, 

Ademann. v. Verdy u. A. . 

Der Abg. Reinhardt (Schwarzburg⸗Sondershauſen) bat fein Mandat 
dergelegt. Eingegangen iſt ein Schreiben des Reichskanzlers, betreffend 

Geſtattung der Verwendung von Kirſch⸗ und Weichſelblättern zur 
baksfabritatlon und Feſtſetzung der bei der Verwendung zu entrichtenden 

Abgabe auf 65 M. pr. 100 Kilo nach Maßgabe des Gewichts der Surro⸗ 
late im jabritationsreifen Zuſtande. Ferner eine Ueberſicht der vom Bun⸗ 
} a aus die Beſchlüſſe des Reichstags aus der vorigen Seſſion gefaßten 
miſchließungen. 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Antrag des Abg. Haſen⸗ 
klever, der Reichstag wolle beſchließen: den Reichskanzler aufzufordern zu 
deranlaſſen, daß das Strafverfahren gegen die Abgg. Fritzſche und Haſſel⸗ 
Mann vor den Lanzgerichten 1. und II. zu Berlin, welche auf Grund des 
28 des re bom 3 October 1878 angeklagt find, während der 
Dauer der Seſſion ſiſtirt werde. 0 
Abg. eher ſtellt den Thatbeſtand ſehr ausführlich zuſammen: 
rei Anklagen liegen gegen die beiden Abgeordneten vor wegen ihrer Her: 
kunft nach Berlin in ihrer Eigenſchaft als Abgeordnete und wegen eines 
Ausfluges nach Lichterfelde. Er beruft ſich auf die Reden Gneiſts, Laskers 
und Reichenſpergers über die Rechtsfrage und zieht ſich, da er bei Schil⸗ 

erung des eingetretenen Zuſtandes den Ausdruck „Nonſens“ 1 
einen erſten Ordnungsruf des Präſidenten zu, der dieſen Ausdruck als auf 
en Reichstag bezogen verſtanden hat und ihn aufrecht erhält, auch nach⸗ 
em der Redner erklärt hat, daß er ihn gegen eine Entſcheidung des Kammer⸗ 
grihtes gebraucht haben will. Der Strafantrag der Gerichte ift nach des 
edners weiteren Ausführungen ein ſcharfer Hieb gegen den Reichstag 
ſelbſt, der es verſäumt hat, ſeine Mitglieder gegen die Anwendung des 
$ 28 des Socialiſtengeſetzes zu ſchützen und gegen deſſen vorjährige Reſo⸗ 
lution zu dieſem Paragraphen, welche ausdrücklich erklärt, daß durch ibn 
ie Volksvertreter an der Ausübung ihrer verfaſſungsmäßigen Pflicht nicht 
} I indert werden dürften, zumal er nicht nur von Socialiſten, ſondern im 
Allgemeinen von Leuten ſpreche, welche die öffentliche Ordnung und Sicher⸗ 
beit gefährden, alſo leicht auch gegen Fort chrittsleute und ſelbſt gegen 
ationalliberale angewendet werden könne. Eine vom Redner angezogene 
eußerung des Staatsſecretärs der Juſtiz Friedberg aus der borjäbrigen 
Reichstagsſeſſion, worin der Zuſammenhang zwiſchen der ſocialiſtiſchen Agi⸗ 
t on und den Attentaten auf den Kaiſer angedeutet wird, giebt ihm An⸗ 
15 u einem wiederholten Proteſt gegen die Anſchauung, als habe feine 
eg, mit Hödel oder Nobiling in irgend einer Verbindung geſtanden; 
diele Mordgeſellen hätten der nationalliberalen oder conferbativen Partei 
diel näher geſtanden als der ſocialiſtiſchen. 7 ART 
3 Er wünſche im Intereſſe aller Parteien des Reichstages eine eingehende 
eſprechung ſeines Antrages, damit die im $ 28 des Socialiſtengeſetzes be⸗ 
ehende, das Anſehen des Parlaments ae Lücke ausgefüllt werde 
und völlige Klarſtellung des Paragraphen erfolge. Ihm perſönlich ſei das 
Geſetz mit oder ohne authentiſche Interpretation des $ 28 gleich lieb oder 
unlieb. Wenn das Kammergericht feiner Sache jo gewiß wäre, würde es 
Fritzſche und Haſſelmann gewiß ſchon verhaftet haben. Die Sache liege 
wohl fo, daß die niedere Autorität ſich vor der höheren beugen müſſe, die 
Verfaſſung ſtehe über dem rg und auf Grund der Verfaſſung 
weilten die beiden Abgeordneten bier. Wenn bis jetzt in allen liberalen, 
auch in fortſchrittlichen und in Centrumsblättern die loyale Ausführung des 
Socialiftengejeges betont worden fei, ſo habe dag ſeinen Grund darin, daß 
5e bis beute nur Socialiſten traf; ob es aber für dieſe Partei loyal ger 
andbabt worden, darum kümmern ſich die anderen Parteien nicht. Er bitte 
um Annahme feines Antrages. 

Präſident Gräf Arnim⸗Boytzenburg: Der Ausführung des Herrn 
Haſenclever gegenüber, daß er das Wort „Nonſens“ dem Kammergericht 
ie nicht dem Reichstag gegenüber gebraucht habe, conſtatire ich zur Recht⸗ 
beligung meines Ordnungzsrufes, daß der Redner nach den Aufzeichnungen 

es ſtenographiſchen Bureaus, die ich mir habe kommen laſſen, geſagt hat: 
„Es iſt alſo ein Nonſens, der vielleicht weniger das Kammergericht trifft 
= das geitehe ich ein —, der wahrſcheinlich am meilten den Reichstag 
eſſen wird, als er das Geſetz damals erlaſſen hat.“ 
9 9 b. Helldorff (Bedra) beantragt Ueberweiſung des Antrages 
Ianercleber an die Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion, da Artikel 31 der Ber: 
gung, der die Befugniſſe des Reichstags in dieſer Hinſicht regele, eine 
jung dos einzelnen Falles verlange. NDR 
Abg. onnemann: Ich hatte erwartet, daß in dieſer Frage von den 
Aröberen N namentlich von denen, die für das Socialiſtengeſetz ge⸗ 
Immen, Jemand das Wort ergreifen würde. Die Sache iſt einer erniten 
eſprechung im Reichstage werth. Nach dem Verweiſungsbeſchluß des 
biammergerichts iſt G erwarten, daß die Herren Fritzſche und Haſſelmann 
18 zu 6 Monaten Gefangniß beſtraft werden können in Folge der Aus⸗ 
ng ihrer Pflicht als Abgeordnete, ja fie können ſogar mehrfach verurtheilt 
erden, weil ſie etwa von der Haſenhaide rechts gegangen und in eine 
dere Gerichtsſphaͤre gekommen find. Der Verweiſungsbeſchluß des 
Kammergerichts iſt allerdings nicht ſehr höflich gegen den Reichslag, aber 
och gerecht und richtig. Mit Beſeitigung alles Veiwerkes handelt es ſich 
anfach darum, ob die durch kaiſerliche Verordnung erfolgte Berufung des 
geichstages ein höherer Act iſt, der über dem Polizeipräsidium fteht. Da 
at, wie ich glaube, der Verweiſungsbeſchluß Recht. Beide Acte find gleich: 
erechtigt, da das Polizeipräſidium feine Verordnung auch auf Grund eines 
dom Reichstage beſchloſſenen und vom Kaifer ſanctionirten Geſetzes erläßt. 
Reiter muß man zugeben, daß die vom Reichstage erlaſſene Reſolution 
einen Anſpruch auf eine Interpretation des Geſetzes haben kann; der Ver⸗ 
Peifungsbefhlus giebt in Bezug darauf dem Reichstage eine Art Lection, 
dem er ausführt, es hätte dem Reichstage doch nabe gelegen, ſeine Mit⸗ 
lieder vor der Anwendung dieſes Geſetzes zu ſchuzen. Dieſen Vorwurf, 
Sne Mitglieder nicht vor Situationen, wie die vorliegende, bei Erlaß des 
ſgabialiſtgeſetzes geſchützt zu haben, muß ſich der Reichstag allerdings ges 
aalen laſſen. Die Conſequenzen dieſes Verweiſungsbeſchluſſes laſſen ſich 
ar nicht abſehen. Der Belagerungszuſtand beſchränkt ſich nicht auf die 
Kallen ſondern es können Perſonen, „von denen eine Gefährdung der 
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entlichen Ordnung zu beforgen ist“, aus Berlin verwieſen werden. Welche 
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Abg. Klotz: Nach meiner Anſicht ſollte der Antrag ſofort erledigt werden, liche Bitte ausſprechen, dieſe Poſition bewilligen zu wollen. Der verewigte 


obne auf die Sache materiell einzugeben. Wir haben es ſtets als im In⸗ 
tereſſe des Reichstags liegend angeſehen, daß kein Mitglied dieſes Hauſes 
während der Dauer der Sejlion durch gerichtliche Verfolgung an der Aus: 
übung ſeiner geſetzlichen Pflicht verhindert werde, und desbalb haben wir 
die wohlüberlegte Praxis eingeführt, daß wir über ſolche Fälle ſofort ent⸗ 
ſcheiden und derartige Anträge, ſoweit meine Erinnerung reicht, ſteis zurück⸗ 
gewieſen. Es handelt ſich bier um eine ſtrofrechtliche Verfolgung, die des⸗ 
halb ins Werk geſetzt iſt, weil die beiden Abgeordneten der polizeilichen 
Verordnung, die ſie aus Berlin ausweiſt, ungeachtet, dem Rufe des Kaiſers 
und ibrer Pflicht gehorchend, hier erſchienen ſind. Am 19. Februar v. J. 
beſchloſſen wir die beantragte Genehmigung zu verſagen, und zugleich die 
bekannte Refolution zu § 28. Jetzt ſteht die Sache anders. Damals 
konnten wir annehmen, der preußiſche Juſtizminiſter würde, unſerer Reſo⸗ 
lution zu § 23 gemäß, die ihm unterſtellten Staatsanwaltſchaften anweiſen, 
derartige Anklagen nicht zu erheben; denn dies zu thun iſt das Recht des 
Juſtizminiſters. Heute liegt die Sache ausſchließlich in den Händen der 
Preußiſchen Gerichte. Welchen Werth dieſelben auf unſeren Beſchluß vom 
19. Februar legen wollen, bleibt den Gerichten jeder Inſtanz überlaſſen, 
und jedenfalls iſt die Sache ſo angethan, daß ſie demnächſt vor das Reichs⸗ 
gericht kommt. Hier materiell auf die Sache einzugeben, hieße in die freie 
Erwägung der Gerichte eingreifen; ich enthalte mich deshalb jeder weiteren 
Aeußerung und betone nur, daß wir, nachdem wir im vorigen Jahre die 
bekannte Reſolution zu $ 28 gefaßt haben, das Recht und die Pflicht 
haben, unſere Collegen vor einem Hineinziehen in gerichtliche Verfolgung 
während der Dauer der Seſſion zu ſchützen. Ich bitte Sie, dem Antrag 
Haſenclever zuzuſtimmen. 

Abg. Windthorſt hält trotz der Ausführungen des Vorredners die 
Commiſſionsverweiſung für wünſchenswerth. (Abg. Richter: Schwenkung!) 
Er perſönlich werde ja natürlich ſeine Einwilligung zur Strafverfolgung nie 
geben, von einer Schwenkung könne alſo keine Rede fein. Die Commiſſions⸗ 
eratdung ſei um fo nothwendiger, als ein Conflict der Anſichten zwiſchen 
Reichstag und Gerichten beſtehe. Hier könne vielleicht im Wege der 
Declaration in der Commiſſion Definitives feſtgeſtellt werden. Das vom 
Abg. Klotz betonte Recht des Juſtizminiſters, die Staatsanwaltſchaften in 
dem von ihm angedeuteten Sinne anzuweiſen, erſcheine ihm ſehr proble⸗ 


matiſch. 

Abg. Lasker: Ich habe urſprünglich das Wort zur Sache nicht genom⸗ 

men, weil ich ſie für ungemein einfach hielt und es nicht nützlich und nicht 
Pflicht iſt, Reden zu halten, wenn man den Erfolg im Voraus kennt, — 
allerdings bis zur Rede des Abg. Windthorſt, der beim erſten Vorliegen 
des Antrages im vorigen Jahre mit ſeiner ganzen Partei und der großen 
Majorität des Hauſes pollſtändig vorbereitet war, nicht nur die Suspenſion 
der Verfolgung im Plenum zu beſchließen, ſondern auch die bekannte 
interpretirende Reſolution anzufügen. Damals war der Abgeordnete 
Windtborſt durchaus nicht im Zweifel und blieb in Uebereinſtimmung mit 
der Praxis des Hauſes. In den von Windthorſt angeführten Präcedenz⸗ 
fällen, namentlich im Fall Majunke, lag die Sache ganz anders. Dort 
banvelte es ſich nicht um vorbereitende Handlungen, ſondern um Straf: 
vollſtreckung, und deshalb wurde Prüfung des Falles durch die Geſchäſts⸗ 
ordnungscommiſſion beliebt. Herr Mindthorft iſt ſonſt von vorzüglichem 
Gedächtniß und ganz ausgezeichneter Unterſcheidungskraft. Diesmal haben 
ihn beide im Stiche gelaſſen. Wollten wir jetzt abweichen von dieſer ge⸗ 
wöhnlichen Praxis, ſo würde dies die Bedeutung haben, daß innerbalb des 
Hauſes in Beziehung auf ſolche Fragen eine Wendung vor ſich gegangen 
iſt. (Sehr richtig! links) 
„Ob dies e der alten oder ob es eine neue Conſtellation 
iſt (Sehr gut! links), das kann ich nicht beurtheilen; ich bin aber der Mei⸗ 
nung, daß die Majorität des Hauſes allen Grund hätte, bei der Praxis zu 
bleiben, um fo mehr, als in dieſem Falle ſogar ſchon eine grundſatzliche 
Entſcheidung des Hauſes ſtatigefunden hat. (Sehr richtig! links.) Die 
weitere Erwägung, wie vielleicht im Wege der Declaration abzuhelfen ſei, 
möge dem Abg. n beute keine Sorge machen. Er iſt wobl über⸗ 
eugt davon, daß der Reichstag ſich dieſes Jahr noch mit dem Geſetze zu 
eſchäftigen haben wird. Es kommt zweifellos noch einmal an das Haus, 
und wenn Herr Windthorſt es dann verbeſſern will, wird er immer noch 
2 dazu haben. Aber ich bitte das Haus dringend, auch nicht 
den Schein hervorzurufen, als ob jetzt Gründe vorlägen, wesbalb in der 
gleichmäßig geübten Praxis bei einer noch viel klareren Sache, als ſie im 
vorigen Jahre geweſen, bei derſelben Zuſammenſetzung des Hauſes nun ein 
entgegengeſetzter Beſchluß gefaßt werden ſollte. 5 

Abg. v. Kardorff: Durch Verweiſung des Antrags an die Geſchäfts⸗ 
Ordnungs⸗Commiſſion iſt doch noch nicht conſtatirt, daß ſich die Meinung 
des Hauſes in der Frage geändert hat. Unſere vorjahrige Reſolution zu 
§ 28 iſt von den Gerichten nicht reſpectirt worden; vielleicht gelingt es uns 
in der Commiſſionsberathung, ſie diesmal mit beſſeren, durchſchlagenderen 
Gründen auszuſtatten und zu begründen. Ich bin genau derſelben Anſicht 
wie voriges Jahr, eben deshalb ſtimme ich für Verweiſung des Antrags an 
die Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion. 7 ö siert 

Abg. Beſeler iſt der Anſicht, daß die Sache doch nicht ganz ſo wie im 
vorigen Jahre liege, das Haus alſo ohne Inconſequenz die Verweiſung an 
die Commiſſion beſchließen könne; das neue Moment ſei durch das Ein: 
greifen eines neuen Gerichts entſtanden. 

Abg. Klotz wünſcht gerade aus den Gründen, walche die Abgg. von 
Kardorff und Beſeler zur Commiſſionsverweiſung beſtimmen, die fofortige 
1 9080 der Sache im Plenum. Es beſtehe kein Conflict zwiſchen Reichs⸗ 
tag und Gerichtshof: der letztere babe nur feine Pflicht, Wächter der Ger 
ſetze zu fein, erfüllt und wir hätten kein Recht einzugreifen. Wir hätten 
das Reichsgericht in Leipzig als böchſte Inſtanz ag und müßten nun 
auch das Vertrauen zu Seiner ſachge mäßen Entſcheidung darüber haben, 
ob das Berliner Landgericht die Anklage zu Recht oder zu Unrecht erhoben. 
Er bitte nochmals um Annahme des Antrags im Plenum. a 

Abg. Windthorſt bedankt ſich bei dem Abg. Lasker für die Complimente, 
die er ihm gemacht und hält feine Anſicht von der Analogie des Falles 
Majunte mit dem zur Discuſſton ſtehenden aufrecht. N 

Abg. v. Helldorff conftatirt, day feine Partei im vorigen Jahre zwar 
die Genehmigung zur Verfolgung nicht ertheilt, aber auch ausdrücklich 
gegen die Reſolution zu § 28 geſtimmt habe. ; 

Abg. Richter: Die Herren don der Rechten nehmen allerdings heute 
dieſelbe Stellung ein wie damals. Es fragt ſich nur, wie ſich die Ma⸗ 
jorität in dieſer Frage ſtellt. Wenn der Abg. Windtborſt das wirklich will, 
was er ſagt, ſo wird er das am einfachſten dadurch erreichen, daß er jetzt 
dem Antrage Haſenclever zuſtimmt und ſpäter einen beſonderen Antrag 
einbringt, der auf dem Wege der Declaration den Conflict zwiſchen Gerichten 


„und Reichstag aus der Welt ſchafft. 


Abg. Haſeno lever, der als Antragſteller das Schlußwort erhält, macht 
darauf aufmerkſam, daß der Termin in der einen Sache ſchon auf den 
9. März anberaumt iſt. Werde daher fein Antrag an die Commiſſion ver⸗ 
wieſen, ſo werde die Folge ſein, daß die beiden Mitglieder des Reichstags 
verhaftet und abgeurtheilt fein werden, bevor die Commiſſion geſprochen habe. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag v. Helldorff gegen die 
Stimmen der Rechten, der Reichspartei und des Centrums abgelehnt, 
dagegen der Antrag Haſenclever mit um fo größerer Majorität ange⸗ 
nommen, als für denſelben nunmehr auch das Centrum ſtimmt. Die 
Abgg. Fall und Fürſt Carolath ſtimmen mit der Mehrheit. 

Die Verleſung der Interpellation Stumm wird von der heutigen Tages⸗ 
ordnung abgeſetzt und die zweite Berathung des Etats begonnen. 
Die Etats fur den Bundesrath, den Reichskanzler und die Reichskanzlei 
werden ohne Debatte bewilligt. Im Etat des auswärtigen Amtes, 
Capitel 4, Titel 1, wird für den Staatsſecretär ein Gebalt von 50,000 M. 
(darunter 14,000 Mark Repräſentationskoſten) ſtatt bisher 36,000 Mark 
verlangt. 5 l f 

Geh. Legationsrath v. Bülow: Ich bin zunächſt vom Herrn Reichs ⸗ 
lanzler beauftragt, feinem Bedauern darüber Ausdruck zu geben, daß er 
durch Krankheit an das Zimmer gefeflelt und deshalb verhindert iſt, jelbit 
der heutigen Sitzung beizuwohnen. Sodann kann ich nur die angelegent⸗ 


Eduard Trewendt. 
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Staatsſecretär, deſſen Verluſt vom Herrn Reichskanzler und von feinen 
Collegen tief und ſchmerzlich bedauert wird, befand ſich in der glücklichen 
Lage, Dank ſeiner Wohlhabenheit den ſchwierigen Anforderungen ſeines 
Amtes auch in pecuniärer Hinſicht gewachſen zu fein. Urſprünglich war für 
die Neubeſetzung dieſer Stelle eine Erhöhung der Poſition auf 60,000 M. 
in Ausſicht genommen. Die verbündeten Regierungen haben ſich für die 
Erhöhung auf 50,000 M. entſchieden. Darüber, daß das Staatsſecretärs⸗ 
Gehalt in der beantragten Höhe noch lnapp bemeſſen, ja faſt unzureichend 
iſt, walten beim Reichskanzler keine Zweifel ob. Den beſten Beweis für 
dieſe ſeine Ueberzeugung erblickt der Reichskanzler in den Schwierigkeiten, 
welche ſich der Wiederbeſetzung der Stelle entgegenſetzen, die nicht zum ge⸗ 
ringſten Theil auf dem finanziellen Gebiete liegen. Für einen Beamten, 
der nicht ein ausreichendes Vermögen beſitzt, iſt es ein Wagniß, einen 


Bolten anzunehmen, der im Mittelpunkt der ſocialen Beziehungen des diplo⸗ 


matiſchen Corps in Berlin ſteht und dem Inhaber geſellſchaſtliche Verpflich⸗ 
tungen auferlegt, von denen er fürchtet, daß das Gehalt zu ihrer Erfüllung 


nicht ausreicht. Die hier am Platze befindlichen Bolſchafter erhalten mehr 


als das Doppelte, oft das Dreifache desjenigen Dienſteinkommens, das heut 
für den Staatsſecretär des auswärtigen Amtes erbeten wird. Die ange⸗ 
deuteten finanziellen Mißſtände ſtehen in urſächlichem Zuſammenhange mit 
der Wiederbeſetzung des Staatsſecretariats; der Herr Reichskanzler iſt in 
Folge deſſen gezwungen, daſſelbe ſelbſt zu verwalten, obſchon fein Geſund⸗ 


beitszuſtand dies erſchwert, ja auf die Dauer unmöglich macht. Ich bitte : 


Sie, der Forderung der Regierung zuzuſtimmen. l 

Abg. Hänel: Sämmtliche preußiſche Staatsminiſter beziehen kein höheres 
Gehalt als 36,000 M.; bier wird ein Mehr von 14000 M. verlangt. Der⸗ 
artige Steigerungen gerade bei den höoͤchſten Beamten müſſen mit um ſo 
größerer Vorſicht behandelt werden, zumal wenn die Gründe, wie in dieſem 
Falle, nicht ausreichend ſind. : 

Abg. v. Kleiſt⸗Retzow: Dieſe Stelle iſt an den Platz getreten, den 
früher der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten im preußiſchen Etat 
einnahm. So viel mir bekannt, ſtand bei dieſem Miniſter eben mit Rück⸗ 
ſicht auf die Repräſentationskoſten ein viel höheres Gehalt im Etat, als bei den 
anderen Miniſtern und zwar ein Gehat von 18,000 Thlrn. oder 54,000 M. 
Die jetzige Forderung bleibt alſo noch hinter dem früheren Betrage zurück. 

Abg. Richter (Hagen): Das vom Vorredner bezeichnete Gehalt von 
54,000 M. iſt auch heute noch im Etat vorbanden; es iſt das Gehalt des 
Reichskanzlers ſelbſt; dieſer bezieht eine Zulage für Repräſentationskoſten. 
Man ſollte Bedenken 1 5 einen Grundſatz zu verlaſſen, der ſeit 30 
Jahren in unſerem Etat Geltung erlangt hat, daß die Gehälter der ein⸗ 
zelnen Stellen nicht nach den individuellen Verhältniſſen der Inhaber bes 
meſſen werden, ſondern daß beſtimmte Kategorien von Aemtern ſeſtgehalten 
und danach die Gehälter bemeſſen werden. Wenn man auf die Repräſen⸗ 
tationspflicht hinweiſt, ſo könnte man daſſelbe Argument auch für den 
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Kriegsminiſter geltend machen, deſſen Repräſentation jedenfalls der des 


Staatsſeeretairs im auswärtigen Amte nicht nachſteht. Bei der Stellung, 


die der Reichskanzler einnimmt, laſtet die Repräſentationspflicht naturgemäß 
auf ihm, und durch das Palais, welches wir für viele Millionen für ihn 


gekauft baben, iſt die Möglichkeit, der Repräſentationspflicht zu genügen, 
vollſtändig gegeben. Daher iſt die Repräſentation bei anderen Beamten 
mehr oder weniger überflüſſig. 

Abg. v. Maltzahn⸗Gültz: Wenn der Vorredner meinte, man müſſe 


die Gehälter nicht nach den individuellen Verbältniſſen des Stelleninhabers 


bemeſſen, fo wird er wohl zu der von ihm beftrittenen Mehrbewilligung 
lommen müſſen. Denn nur die Vermögensverhältniſſe des bisherigen In⸗ 
bhabers der Stelle ließen das Gehalt ausreichend erſcheinen. Nachdem dſeſe 
Perſönlichkeit geſtorben, muß das Gehalt ſo normirt werden, daß es ohne 
Rückſicht auf die Individualität des Inhabers ausreicht. 

Abg. Fürſt v. Hodenlohe⸗Langenburg: Ich kann dem Haufe eben⸗ 
falls nur dringend die Annahme der Forderung empfehlen; das bisherige 
Gehalt von 36,000 M. war nicht genügend, um den Pfl 
in dem Maße zu genügen, wie es das Auſehen des Reiches und die Stel⸗ 
lung des Amtes erfordert. 

Das Haus genehmigt darauf das Gehalt in der geforderten Höhe gegen 
die Stimmen der Fortſchrittspartei und einiger Mitglieder des Centrums. 

Beim Kapitel 5: Geſandtſchaften und Conſulate beantragt Ab⸗ 
geordneter Richter (Hagen) den Titel 25: Geſandtſchaft in Tokio (Japan), 
in welchem ein Plus von 9000 M. verlangt wird, der Budget⸗Commiſſion 
8 d Das Haus genehmigt jedoch die Mehrforderung ohne weitere 

rörterung. 

Der Titel 42: Conſulat in Apia (Samoainſeln) 29,000 M. erſcheint 
zum erſten Mal im Etat. 5 

„Abg. Hänel glaubt auf die eigenthümliche Entwickelung der Verhält⸗ 
niſſe auf den Samoainſeln hinweiſen zu ſollen; er will nicht auf die neue 
Handelsgeſellſchaft binweiſen, damit werde ſich der Reichstag ſpäter zu bes 
ſchäftigen haben, ſondern nur auf die Art der Regierung, die dort von den 
Conſuln Englands, Deutſchlands und Nordamerikas geführt werde. Die 
beigegebenen Motive erſchöpfen die Sache nicht; Redner bittet deshalb die 
Poſition der Budget⸗Commiſſion zur näheren Prüfung zu überweiſen. 

Bundesbevollmächtigter v. Philipsborn: Es ſoll von meiner Seite 
kein Einwand dagegen erhoben werden, wenn Sie, um weitere Erklärungen 
zu verlangen, dieſen Titel an die Budgetcommiſſion verweiſen wollen, der 
ich ſie, wenn es gewünſcht wied, mit Vergnügen geben werde. Ich glaube 
dieſe Aufklärung aber gleich hier geben zu können. Das Conſulat in Apia 
war beſchloſſene Sache, noch ehe die jetzigen Verwickelungen eintraten, es 
war beſchloſſen, lediglich im Intereſſe und zur Wahrung deutſcher Handels⸗ 
und Verkebrsbeziehungen. Wir haben ſeitens der Conſulatsverwaltung, 
wie aus den alljährlichen Vorlagen bekannt iſt, mit einer gewiſſen Vorſicht 
und Zurückhaltung bei neuen Conſulaten immer den Weg verfolgt, nur 
allmälig dem Bedürfniß nachzugeben, immer erſt zu ſehen, wo es dringend 
war und dann einen neuen Bolten bier in Vorſchlag zu bringen. In der 
Regel iſt dies auch vom hoben Haufe genehmigt worden. Ganz fo iſt auch 
mit dem Poſten in Apia verfahren. Nachdem das Generalconſulat errichtet 
war, weil auch die anderen Großmächte dort Generalconſuln haben und es 
uns bei dem ſehr überwiegenden Intereſſe gerade deutſcher Arbeit und In⸗ 
dustrie, deutſchen Handels und deulſcher Schifffahrt darauf ankam, uns in 
die Reihe dort geſtellt zu ſehen, nachdem dann die perſchiedenen Conſulate 

uſammentraten, da bekamen wir regelmäßig Berichte über die allerdings 
ſehr eigenthümliche Entwickelung der dortigen Verhältniſſe. Der Herr Vor⸗ 
redner hat vollßändig Recht, wenn er fie jo nennt; das liegt aber nicht an 
uns, nicht an den Machten, die dort ihre Conſuln haben, ſondern am 
Lande, ſeinen Bewohnern, feinen verſchiedenen Parteien und Königen. Nach⸗ 
dem nun die Parteien mehrfach auf- und abgewogt batten, gelang es einer 
Partei, den Konig Malietoa durch ſein gutes, verſtändiges, auf beſſere 
Prinzipien baſirtes Regiment an die Spitze zu ſtellen und die Conſulats⸗ 
beamten der Großmachte unterſtützten und bielten ihn mehr durch mora⸗ 
liſchen Beiſtand als durch Gewalt der Waffen, auch nicht einmal durch 
Kriegsſchiffe, — das war nicht nöthig —, es genügte, daß die Herren zur 
ſammentraten, gewiſſe Protokolle zeichneten, gewiſſe Verträge mit dem Könige 
machten und daß die andere Partei erklärte, das wäre allerdings die ver⸗ 
ſtandigſte Art, dem Lande Rube, dem Eigenthum Sicherheit zu geben. 

Inſoweit iſt es alſo richtig, daß der König, der in dieſem Augenblick 
das Negiment hat, ſich weſentlich auf den Einfluß ſtützt, den die Vertreter 
der Großmächte ihm gewähren. Aber bis dahin geben die Dinge auch 
wirklich ſo gut, wie man es nur wünſchen kann, don Verwirrung oder 
weiteren Zerwürfniſſen iſt in den letzten Berichten, die ich noch vor acht 
Tagen erhalten habe, keine Rede, im Gegentheil, es herrſcht gute Ordnung, 
und wenn das ſo fortgeht, kann man ſich nur gratuliren und wünſchen, 
daß es ſo bleibt. Noch iſt allerdings ſebr viel zu erfüllen und die Conſuln 
von Deutſchland, England und Amerila ſtreben darnach, fie geben dabei 
Hand in Hand und das bewährt ſich außerordentlich gut. Von einem 
Triumvirat iſt dabei nicht die Rede, und wenn dadurch deutſche een fe; 
gedeckt und geſchützt werden, ſo trifft die deutſche Regierung für ihren 


tbeil an dieſer gemeinſchaftlichen Thätigkeit mit anderen kein Vorwurf. 
Auf die Geſellſchaft, die jetzt gebildet worden iſt im Intereſſe des Handels 
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2 dabei kein Geſchäft machen oder etwas verdienen, unſer Generalconſul dort 


r VER! 


; Gelegenheit nicht eingeben, dem Hauſe 
wird über dieſe Sache noch eine beſondere Vorlage An den. Ich will nur, 
um im Voraus jeder Möglichkeit einer unrichtigen! an vorzubeugen, 
in kurzen Zügen die Grenzen andeuten, in denen dieſe Angelegenheit unter 
allen Umftänden ſich zu bewegen baben wird. Es handelt ſich dabei nicht 
um ein Staatsgeihäft, nicht um eine Staatsgeſellſchaft, der Staat will 


Ges 


iſt keineswegs Beamter der Geſellſchaft, ſondern das Ganze gipfelt in dem 
Wunſche, nationale deutſche Intereſſen auch im fernen Auslande zu ſchützen 
und nicht fallen zu laſſen, ſowie dafür zu forgen, daß die Früchte deutſchen 
Fleißes und deutſcher opferbereiter langjäbriger Arbeit nicht Anderen in 
den Schooß fallen. Es handelt ſich nicht darum, einzelne Handelshäuſer 
zu unterſtützen, ſondern im Ganzen zu nützen. Dieſe vorläufigen An⸗ 
deutungen wird das Haus in der vorhin ſchon von mir angezogenen Vor⸗ 
lage beſtätigt und näher ausgeführt finden. Ich hielt es aber für nützlich, 
dies ſchon bier, allerdings nur obenhin, aber doch ſoweit zu erwähnen, daß 
man beurtbeilen kann, wobin die Regierung ſteuert, damit Sie auch mit 
Mückſicht auf dieſe Verhältniſſe und alles zuſammengenommen ſich über: 
zeugen, daß die Generalconſulate und die Stiftung des Poſtens in Apia 
e nur zum Segen gereichen werden. 

9 
aber irgendwie ein Zuſammenhang, wenn auch nur ein entfernter, zwiſchen 
dieſer Poſition und jener Vorlage über die Handelsgeſellſchaft beſtehen, fo 
a 11 ich die Ueberweiſung des Titels an die Budget⸗Commiſſion be⸗ 

worten. 
Bundes Bevollmächtigter von Pbilipsborn: Ich ſpreche es noch 
einmal ausdrücklich aus, daß die Gründung des Conſulatspoſtens mit den 


anderweitigen Gegenſtänden auch nicht entfernt im Zuſammenhang ſteht, 


und daß ſie beſchloſſen war, ehe man hier von der Sache auch nur eine 
Ahnung batte. 5 79 55 " 

Die Abgg. Windthorſt und Prinz Radziwill empfehlen ebenfalls die 
Ueberweiſung des Titels an die Budget⸗Commiſſion. 

Abg. Sonnemann: So ganz werden die beiden Dinge doch nicht aus⸗ 
einander gehalten werden können, wie der Vertreter der Reichsregierung 
geglaubt hat. Es ſind vor Allem Handelsintereſſen in Apia zu vertreten, 
dazu wird der Conſul ernannt. Es wird einer gründlichen Unterſuchung 
bedürfen, ob wir eines Conſuls mit fo hobem Gehalt dort bedürfen, ob die 
dortigen Angelegenheiten nicht zum guten Theile von Auſtralien aus er⸗ 
ledigt werden können, und ob die Anſtellung eines Conſular⸗Agenten in Apia 
nicht ausreiche. Ich halte es für beſſer, daß ein Berufsconſul in Apia ſich be⸗ 
findet, nicht, wie bis ber, ein Conſul, der gleichzeitig Vertreter eines Ham: 
burger Hauſes iſt, mit deſſen Angelegenheiten wir uns noch in dieſer 
Seſſion zu beſchäftigen haben werden. Wer weiß, ob wir nicht gerade da⸗ 
durch, daß wir früher einen ſolchen unbezahlten Conſul in Apia gehabt 
baben, in dieſe Situation gekommen find, daß wir noch eine ſolche Vorlage 
zu erwarten haben. 8 

Der Titel wird der Budget⸗Commiſſion überwieſen. 

Beim Cap. 6, Titel 6: Fonds zur Unterſtützung deutſcher 
Schulen im Auslande 60,000 M., bittet Abg. v. Hölder um eine 
Beihilfe für die Schulen in den von n Familien gegründeten 
Colonien in Paläſtina; dieſe Colonien ſeien durch die Mißwirihſchaft in 
der Türkei in eine bedrängte Lage gekommen und könnten die von ihnen 
bisber unterhaltenen Schulen nicht mehr erhalten. 

Geh. Legationsratb v. Bülow kann augenblicklich eine Auskunft nicht 
geben, ſagt aber eine wohlwollende Prüfung des Gegenſtandes zu. 

Damit iſt der Etat des auswärtigen Amtes erledigt. 

Es folgt die Berathung des Etats des Reichsamts des Innern. 
Derſelbe enthält in ſeinem Titel 10 einen neuen Poſten: 14,000 M. zur 
Herausgabe des deutſchen Handelsarchivs. Abg. Sonnemann beantragt, 
ihn der Budgetcommiſſion zu überweiſen, da die Frage wobl geſtellt werden 
könnte, ob denn die Herausgabe derartiger ſtatiſtiſcher Zuſammenſtellungen 
auf Reichskoſten erfolgen muß, ob man fie nicht der Privatinduſtrie über: 
laſſen kann. Redner hält die Herausgabe eines ſolchen officiellen Blattes 
für nothwendig, giebt aber zu, daß man darüber ſebr verſchiedener Anſicht 
fein kann. Jedenfalls könnſe aber das Centralblatt für das Deutſche Reich 
mit dem Handelsarchiv verſchmolzen werden, was auch beabſichtigt zu ſein 
ſcheint, da die Koſten für das Centralblatt als künftig wegſallend auf⸗ 
geführt werden. Mit wenigen Ausnabmen enthält es nichts, was nicht in 
das Handelsarchiv hineingebören würde. es macht nur doppelte Koſten und 
erſchwert dem, der ſich über Handelsſachen informiren will, das Nachſchlagen, 
weil er zwei Blätter halten und nachſehen muß. Außerdem muß an dieſer 
Stelle gejagt werden, daß fait alle Publicationen in derartigen officiellen 
Blättern ſo außerordentlich ſpät erſcheinen, daß ſie dadurch für das Publikum, 
für das fie beſtimmt find. fat werthlos werden. Das „Centralblatt“ bringt 
allmonatlich eine Zuſammenſtellung der Bankausweiſe, in der Regel 2 bis 
3 Wochen ſpäter, als man ſie ſich aus dem „Reichsanzeiger“ ſelbſt ber: 
ſtellen kann. Dennoch erſcheint das Blatt jede Woche, bringt aber die Sachen 
viel zu ſpät. Daſſelbe gilt von den Goldankäufen der Reichsbank und ver⸗ 
ſchiedenen anderen Dingen. 

Commiſſar Geh. Rath v. Möller: Das deutſche Handels⸗Archiv iſt 
kein neues Unternehmen, ſondern die Fortſetzung des vor 30 Jahren be: 
ge preußiſchen Handelsarchivs, das Mittheilungen aus der den 

handelsſtand intereſſirenden auswärtigen Geſetzgebung und aus den Be⸗ 
richten der preußiſchen Conſulate geſchoͤpftes ſtatiſtiſches Material enthielt. 
Seit 1867 wurden aber die Landesconſulate in Reichsconſulate umgewan⸗ 
delt, und das Archiv befaßte ſich immermehr mit den Intereſſen des ge⸗ 
ſammten deutſchen Handelsſtandes. Wenn das Werk alſo im deutſchen 
Jntexreſſe fortgeſetzt werden ſoll, jo iſt es nur gerecht, daß auch das Reich 
die Koſten trägt. Der Pripatinduſtrie kann die Herausgabe nicht überlaſſen 
werden, weil man die amtlichen Berichte der Conſuln nicht ohne vorherige 
amtliche Rebifion Privaten zur Publication anvertrauen kann. Eine Ber 
ſchmelzung des Archivs mit dem Centralblatt iſt aber unmöglich, weil letz⸗ 
teres hauptſächlich inländiſche, das Archiv ausländiſche Verhältniſſe ins 
Auge faßt, und das Centralblatt ein ganz allgemeines Publicationsorgan 
für die nicht in die Geſetzzammlung gehörigen amtlichen Publicationen des 
Reiches iſt, alſo auch allerlei Gegenſtände enthält, die dem Handelsſtande 
ganz fern liegen. Auch würde das Werk durch die Verſchmelzung ganz un⸗ 
Dandlich, da das Centralblatt alljährlich einen ſtattlichen Band und das 
Archiv zwei ſtarke Octavbände ausmacht. 

Abg. Richter (Hagen): Die Verſchmelzung des Archivs mit dem Cen⸗ 
tralblatt halte ich auch für unzweckmäßig. Die ſtatiſtiſchen Nachrichten des 
Centralblattes ſollten lieber im „Reichsanzeiger“ erſcheinen, dann würden 
ſie auch rechtzeitig erſcheinen. Das Handelsarchiv hat als ſpecifiſch preußi⸗ 
ſches Organ keine Berechtigung mehr; es fragt ſich aber, ob wir es über⸗ 
haupt noch baben müſſen. * iſt von ſehr geringer Bedeutung und 
bat ſehr wenig Abonnenten. ir haben viel zu viel derartige amtliche 
Blätter. Jedes Reſſort ſucht ſich ein ſolches zu ſchaffen. Das Publikum 
kann aber nicht alle bezahlen und perluſtriren, daher iſt eine größere Con⸗ 
centration nöthig. Das Handelsarchiv mag vor 30 Jahren als Fachblatt 
von Werth geweſen ſein; bei der heutigen Entwickelung der Preſſe üt es 
dies nicht mehr. Die Mittheilungen deſſelben ſollten in dem täglich er⸗ 
ſcheinenden, alſo früher zugänglichen „Reichsanzeiger“, der einen Ueberſchuß 
abwirft und ſogar Inſerate aufnimmt, erſcheinen. 

Abg. von Malzabhn⸗Gültz hält die Ueberweiſung der Poſition als 
einer noch nicht geprüften an die Budgetcommiſſion für nöthig. 

Abg. Sonnemann: Das Centralblatt enthält außerordentlich wenig 
Verordnungen und zwar meiſtens ſolche, die eigentlich in den „Reichsanz.“ 
gehören, nämlich Ausweiſungen von Ausländern aus dem Reichsgebiet, 
einige Verbote auf Grund des Socialiſtengeſetzes und dergleichen Dinge, 
die doch neben Zuſammenſtellungen über Bank: und Münzweſen, Schifffahrt 
und Conſulate nichts zu thun haben. Die ſtatiſtiſchen Mittheilungen ge: 
bören entweder in den „Reichsanz.“ oder in das Handelsarchiv, wenn dieſes 
ir ge a en En 

Abg. Windthorſt will ebenfalls, daß die Budgetcommiſſion dem Handels: 
archiv ein Ende mache, weil daſſelbe ſehr wohl durch Privatunternehmungen 
erſetzt reſp. ſein amtlicher Theil in den „Staatsanzeiger“ aufgenommen 
wege ia Möll Wenn das „Handel, 

eh. Rath v. Möller: Wenn das „Handelsarchiv“ je überflüffig wäre 
fo hätte es ſich nicht bis jetzt erhalten. Es hat nur wenig Ihonbenen, 
darunter aber die Handelskammern, die großen Werth darauf legen, und 
es allen ihren Mitgliedern zur Dispoſition ſtellen. Es giebt Zufammen⸗ 
ſtellungen über die Reſultate früherer Jahre, die man aus den täglichen 
Berichten des ee ers“ nur ſchwer anfertigen konnte. 

Abg. Rickert: Wei Herr v. Möller, ob das Archiv noch im preußi⸗ 
ſchen Etat figurirt? Es wäre für die Budgetcommiſſion wichtig, dies zu 
conſtatiren. 

Die Poſitjon wird der Budgetcommiſſion überwieſen. N 

Zu Cap. 7a Titel 13, Koſten aus Anlaß der Maßregeln gegen die Reb⸗ 
lauskrankheit (5000 Mark), bemerkt Abg. Thilenius: Ich conſtatire, 
daß die bisherigen Maßregeln gegen die Reblaus die Intereſſentenkreiſe durchaus 
noch nicht berubigt haben. Im vorigen Jahre ſchon wurde um ein gene: 

relles Verbot der Einfuhr ſämmtlicher ausländiſcher Wurzelgewächſe petl⸗ 
tienirt. Obne für jetzt weiter in die Sache eintreten zu wollen, frage ich 


die Reierung 
vention ch 992 

eg · 
war bisher unmöglich, weil die Ratiſication der betbeiligten Regierungen 
nicht erfolgt war. Dies iſt jetzt geſcheben und ein Geſetz zur Ausführung 
der Convention wird ausgearbeitet. 


werden? 


icker t: Ich will auf dieſen Etatstitel nicht näber eingehen; ſollte J 
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Geb. führung der Berner Convention 


Abg. Thilenius: Wird das Geſetz noch in dieſer Seſſion vorgelegt 


Geb. Rath Weymann: Ich halte das nicht für unmöglich, kann es 
aber nicht verſprechen. > } 

Abg. Tbilenius bittet um möͤglichſte Beſchleunigung des Geſetzes. 

Im Cap. 12, Reichsgeſundheitsamt, werden 1950 M. für einen 
neuen Kanzleiſecretair „wegen der fortdauernden Zunahme der Dienſt⸗ 
geſchäfte“ gegen das Vorjahr mehr gefordert. / P 

Abgeordneter Dr. Mendel: Der Etat des Reichsgeſundheitsamtes 
bietet ſo wenig Veränderungen gegen das Vorjahr, daß es kaum der 
Mübe lobnte, bei dieſer Gelegenheit oft Geſagtes zu wiederholen. Doch 
erſchien die Begründung der Forderung eines neuen Kanzleiſecretairs 
„wegen der fortdauernden Zunabme der Dienſtgeſchäfte“ eigenthümlich. 
Worin beſtehen die Dienſtgeſchäfte überbaupt? Wie ſind ſie erledigt worden? 
Ich frage, wo iſt der Peſtbericht vom vorigen Jahre? England, Frankreich, 
Oeſterreich, ſelbſt Rumänien haben ihre Peſtberichte erhalten, wir nicht. 
Wo ſind die außerordentlichen Mitglieder des Reichsgeſundheitsamts. Seit 
mebreren Jahren iſt davon die Rede, der Miniſter Hofmann bat in feiner 
Peſtrede im vorigen Jahre auch davon geſprochen, es wurde vor einem 
Jahre an einzelne Herren eine Anfrage gerichtet, ob fie das Amt annehmen 
würden; ſie ſollten aber ſchnell antworten, da die . bald er⸗ 
folgen ſollte — es iſt ſeitdem aber nichts erfolgt. Nur bei der Empfehlung 
des Apollinarisbrunnens babe ich ein außerordentliches Mitglied entdeckt. 
Wo ſteckt die neue Prüfungsordnung für die Aerzte, von der ſo viel ge⸗ 
ſprochen wurde? Auch darüber iſt es ſtill geworden. Das Nahrungsmittel⸗ 
geſetz bat im vorigen Jahre uns hier piel beſchäftigt. Wir waren der An⸗ 
ſicht, daß die Fälſchung gar nicht ſo ſchlimm wäre, wie ſie uns hier dar⸗ 
geſtellt wurde. Daß wir Recht hatten, beweiſt die Probeentnahme des 
Polizei⸗Präſidiums in Berlin: Im Januar 1880 wurden 225 Proben ent⸗ 
nommen, es ſand ſich 6 Mal Verfälſchung, darunter 3 Mal Verfälſchung 
von Caſſia. Tant de bruit pour une — es iſt nicht einmal ein Omelette, 
ſondern nur etwas Caſſia dazu! (Heiterkeit) Doch das Geſetz ſollte erſt 
feinen Inbalt, ſagte man, durch die Ausführung des § 5 bekommen, durch 
die Vorſchriften, die durch kaiſerliche Verordnung erlaſſen werden follten. 
Wo ſind dieſe Vorſchriften? E f 

Die Motive zum Nahrungsmittelgeſetz ſagten: man konnte dieſe Ber 
ordnungen dem Reichstage nicht Aberlaſſen, weil es ſchnell gehen müßte, 
um den wechſelnden Praktikern der Falſcherkunſt mit der nötbigen Geſchwin⸗ 
digkeit zu folgen. Nun, mit der Schnelligkeit ſcheint es nicht allzuweit her 
zu fein; es ſind % Jahr ſeitdem verfloſſen. Doch will ich nicht behaupten, 
daß die Mitglieder des Reichsgeſundheitsamts nicht diligentiam präſtirt 
bätten, es ſcheint bier noch in anderen Orten ein Hinderniß zu beſtehen. 
Im vorigen Jahre fragte ich den Vertreter der Regierungen, wer die Motive 
und Statistik zu jener Novelle für die Gewerbeordnung gemacht bätte, bei 
der es ih um Krankenhäuſer handelte. Das Reichsgeſundheitsamt wäre 
wobl nicht gefragt worden. Das Schweigen am Regierungstiſch hat mir 
die Richtigkeit meiner Vorausſetzung gezeigt. Es ſcheint alſo gerade bei 
medieiniſchen Dingen das Reichsgeſundheitgamt nicht gefragt zu werden. 
Es fehlt aber, ſoviel ich gehört habe, dem Reichsgeſundheitsamt auch eine 
Geſchaftsordnung, ein Arbeitsprogramm. Wenn ich all die Verhältniſſe 
zuſammennebme, jo erſcheint es trotz der officibſen Dementis nicht unwahr⸗ 
ſcheinl ich, daß ih die Mitglieder des Reichsgeſundheusamts unwohl fühlen, 
und welch ſchlechtes Beiſpiel ſie damit im Deutſchen Reiche geben, braucht 
nicht weiter ausgeführt zu werden, 

Director des Reichsgeſundheitsamtes Dr. Struck: Der Bericht der zur 
Unterſuchung der Peſt nach Rußland abgeſchickten Commiſſion iſt noch nicht 
lange fertig und liegt augenblicklich noch im Auswärtigen Amte. 
ſelbſt babe ihn noch nicht geleſen. An der Verzögerung der Ernennung 
der außerordentlichen Mitglieder trägt das Reichsgeſundheitsamt keine 
Schuld; die Vorſchläge ſind lange erfolgt. Die Ernennung dieſer außer⸗ 
ordentlichen Mitglieder, deren Zahl auf Befehl des Reichskanzlers allmälig 
auf 24 gewachſen ſind, wird hoffentlich in dieſen Tagen erfolgen. In Be⸗ 
zug auf die 5 für Aerzte hat das Reichsgeſundbeitsamt 
ſchon im Auguſt ſein letztes Schreiben abgeben laſſen, die Vorſchläge und 
Entwürfe liegen den Einzelregierungen zur Prüfung und Genehmigung 
vor. Daß die im Geſetze wegen der Fälſchung der Nahrungsmittel in Aus⸗ 
ſicht genommenen Verordnungen noch nicht erlaſſen ſind, liegt an der Wich⸗ 
tigkeit des Gegenſtandes; das Material bat . unter unſeren Händen ge⸗ 
bäuft. Was Petroleum und Milch angeht, jo find wir damit nahe am 
Ende angekommen, ſo daß in kürzeſter Friſt Commiſſionen aus den Reihen 
der Induſtriellen berufen werden lönnen. Die Nachrichten der Zeitungen 
über eine zwiſchen den Mitgliedern des Reichsgeſundheitsamtes berrſchende 
Verſtimmung beruhen auf Unwahrbheit Geheime Rath Finkelnburg iſt in 
golge geiſtiger Ueberarbeit erkrankt. Das Reichsgeſundheitsamt bat auf 
Befehl des Reichskanzlers eine Directorialverfaſſung; was mir befohlen 
wird, führe ich aus; es kann mir dabei gleichgiltig ſein, ob ich Chef einer 
directorial oder einer collegial verwalteten Behörde bin. Die neue Kanzlei⸗ 
Secretärſtelle iſt durch die wachſende Arbeit berborgerufen. Es wäre mir 
angenehm, wenn ich durch einen Specialbericht die Klagen über die Unthä⸗ 
tigkeit des Reichsgeſundbeitsamtes widerlegen könnte; vorausgeſetzt natür⸗ 
lich, daß die Vorlage eines ſolchen Berichtes von der vorgeſetzten Behörde 
geſtattet wird. 

Geh. Rath Weymann: Die Verzögerung der Ernennung der außer⸗ 
ordentlichen Mitglieder des Geſundheitsamis kam nur daber, daß bei 
wiederholter Erwägung es aus materiellen Gründen nöthig erſchien, die Lifte 
der in Ausſicht genommenen Gelehrten und Verwaltungsbeamten nach 
einigen Richtungen zu erweitern, und daß deshalb das Reichsamt des 
Innern mit den Bundesregierungen in Verbindung treten mußte. Die Er⸗ 
nennung ſoll in allerkürzeſter Friſt erfolgen. . 

Abg. Richter (Hagen): Auf einen Unbefangenen müſſen die Ver⸗ 
bandlungen den Eindruck machen, daß die Ausführungen des Abg. Mendel 
vollkommen richtig find, daß es aber unaufgeklärt iſt, wen die Schuld der 
Verſäumniſſe trifft. Es illuſtrirt dies wieder das eigenthumliche Verhältniß 
der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers für die Reichsbebörden. Die 
Directoren und Vorſteher der einzelnen Reichsämter ſollen uns gegenüber 
eine gewiſſe felbftftändige Verantwortlichkeit tragen. Nun aber beruft der 
Director des Geſundheitsamis ſich auf den abweſenden Reichskanzler, und 
um über deſſen Verantwortlichteit keinen Zweifel aufkommen zu laſſen, be⸗ 
dient er ſich des ſonſt nur in militäriſchen Kreiſen üblichen Ausdrucks, daß 
„auf Befehl“ deſſelben gehandelt worden ſei. 3 Re 

Abg. Rickert: Die neue Stelle in dieſer Behörde, die wir von Jahr 
zu Jahr anwachſen ſehen, iſt nur mit den Worten motivirt „wegen der 
zunehmenden Dienſtgeſchäfte“. Ich bitte, die Poſition abzulehnen; wenn 
ſie im nädhften Jahre beſſer motivirt wird, mögen wir fie genehmigen. Die 
Reichs⸗ und Landesbeamten vermehren ſich von Jahr zu Jahr, es muß 
e einmal mit der Sparſamkeit auf dieſem Gebiete ein Anfang gemacht 
werden. 

Geh. Rath v. Möller: Die Kanzleigeſchäfte des Geſundheitsamts ver⸗ 
mehren ſich vorzüglich dadurch, a; daſſelbe für Bebörden und nach der 
Reichsſtraſprozeßordnung auch für Gerichte Unterſuchungen anſtellen muß. 


Abg. Dr. Mendel: Gegenüber den Ausführungen des Regierungs⸗ 
commiſſars kann ich meinerſeits nur conjtatiren, daß es nicht eine Aufgabe 
des Reichsgeſundheitsamtes ſein kann, allen möglichen Privaten oder Ber 
börden Unterſuchungen zu machen. So viel ich weiß, haben ſpeciell die 
Juſtizbehörden eine ganz andere Praxis. Sie wenden ſich in erſter Inſtanz 
an die Phyſiker des Kreiſes und die Chemiker, in den h öchſten Inſtanzen 
an die wiſſenſchaftlichen Deputationen oder an die Facultäten der Univer⸗ 
1 a Reichsgeſundheitsamt erſcheint mir zu dieſem Zweck durchaus 
nicht geeignet. 5 

Abg. Windthorſt: Wenn die Arbeitslaſt des Geſundheitsamts ſich jo 
vermehrt, fo werde ich für den Ganzleifecretär ſtimmen; ich wünſchte aber, 
daß der Abg. Rickert ſchon früher ſolche Anſichten, wie heute, gehabt batte, 
als die großen Häufungen der Beamten auf fein und feiner Partei Be: 
treiben gemacht wurden. ; . 

Geb. Rath Struck: Das Reichsgeſundheitsamt iſt nach der Inſtruction 
des Bundesraths verpflichtet, auf eh der Behörden Auskunft zu 
geben, es muß alſo dazu auch Unterſuchungen machen. Wir haben uns 


immer mit wenig Beamten beholfen und beabſichtigen, nicht immer mit C 


neuen Forderungen an das Haus zu treten. Aber nach Schaffung der 
neuen Canzleiſecretärſtelle kommen auf jeden Rath des Amtes noch 
nicht mehr als ein Bureau⸗ und ein Canzleibeamter. 

Abg. Rickert: Die Beamtenbermebrung, in früberen Jabren wurde 
durch das Bedürfniß motivirt. Gegen das Reichsgeſundheitsamt habe ich 
ſelbſt geſtimmt. Wenn aber der Abg. Windthorſt meine Sparſamkeit bisher 
vermißt hat, wie kann er dann heute den neuen Secretär bewilligen wollen? 


Abg. Lasker bittet, die Mehrforderung in der Budgetcommiſſion zu! Conſul daſelbſt, den Kaufmann August Schmidt in Darien (Ges 


der Berner iternalienalen. Cen- Iprsfer da 
5 kae ndth 


0 niſons⸗Auditeure einen geringeren Gehalt haben, als die ihnen im 


es ſich um eine Behörde handle, die gewiſſe Arbeiten 

tet ſei, alſo die bierzu nöthigen Arbeitskräfte haben 0 
; orſt: Es iſt nicht inconjequent, menn ich einer Behörde, 
die wider meinen Willen geſchaffen iſt, die Mittel nicht verſagen will, die 
ſie braucht, um überbaupt etwas leiſten zu können. 

bg. v. Benda richtet an die Regierung die ernſte Mahnung, zu 

ſparen, da in parlamentariſchen Verhandlungen große Erſparniſſe nicht 
erzielt werden könnten. g a 

Geb. Ralh Weymann: Die Poſition iſt, wie die aller einzelnen 
Reſſorts, auch im Reichsſchatzamt mit größter Sorgfalt geprüft. Nach meinen 
N  e wachſen die Arbeiten des Geſundbeitsamts täglich, der Fleiß 
daſelbſt iſt enorm; ich bitte, ihm die Mittel nicht vorzuenthalten, deren es 
zur uf Mate ſeiner Pflichten bedarf. 8 

Auf Antrag des Abg. Tbilenius werden die den neuen Kanzlei⸗ 
ſecretair betreffenden Titel der Budgetcommiſſion überwieſen. 


Zu Titel 7 (Zur Unterhaltung des Dienſtgrundſtückes des Geſundheits⸗ 


amtsz und der dazu gehörigen Gebäude 2700 M.) bemerkt Abg. Richter 
(Hagen): Auch auf parlamentariſchem Wege kann geſpart werden. Das 
neue Gebäude des Geſundheitsamts für 200,000 M. bewilligten wir in der 
Vorausſetzung, daß die Koſten für das Mietbslocal, in dem das Amt früher 
war, 2400 M. jährlich, geſpart würden. Das geſchieht nun auch nicht ein⸗ 
mal, denn die Unterhalkungskoſten des neuen Gebäudes betragen allein ſo 
viel. Wir waren bier zu freigebig mit Dienſtgebäuden, namentlich mit 
Dienſtwohnungen. So kommt es, daß das Reichskanzleramtsgebäude ſchon 
durch die Unterbringung der einzelnen Unterämter ſo entleert iſt, daß es 


wollte das Geſundheitsamt in dieſem Gebäude unterbringen. Daſſelbe 
ſollte aber nicht aus der Louiſenſtadt heraus; welchen Vortheil es dort bat, 
iſt mir nicht bekannt. . 

Es folgen die Etats des Reichsheeres. 

Zu Cap. 17 (Militairgeiſtlichkeit) Tit. 1, 1 (tatholiſcher Feldpropſt) bemerlt 
Abg. Windthorſt: die Stelle eines katholiſchen Feldpropſtes fei ſeit langer 
ge unbeſetzt, darunter leide die Seeljorge des Heeres ganz bedeutend. 

olle man die Armee nach jeder Richtung hin ſchlagfertig machen, ſo müſſe 
auf dieſem Gebiete baldigſt Aenderung eintreten. Es ſei vorgekommen, da 
katholiſche Soldaten zu einem altkatholiſchen Geiſtlichen in den Gottesdienſt 
geführt worden ſeien. Das katholiſche Volk könne feine Brüder und Söhne 
nicht mit Ruhe in den Krieg ziehen ſehen, wenn nicht die Sicherheit des 
geiſtlichen Zuſpruches vorhanden ſei. Die Schwierigkeit liege hauptſächlich 
in Preußen, die Gründe dafür ſeien leider allbekannt. Er bitte den Kriegs“ 
miniſter mit aller ihm zu Gebote ſtehenden Energie die Beſeitigung der be⸗ 
ſtehenden Uebelſtände anzustreben; dieſer Punkt zeige wieder, wie noth⸗ 
wendig es ſei, den Culturkampf in Preußen zu beſeitigen. 

Kriegsminiſter von Kameke: Ich bin als Kriegsminiſter nicht in der 
Lage, auf die Beendigung des Culturkampfs in Preußen binzuwirken, es 
iſt von mir aber Alles geſcheben, um ſeine Folgen für die Armee ab⸗ 
zuſchwächen. Der Vorredner weiß, daß es uns unmöglich iſt, Männer für 
die vacanten katholiſchen Seelſorgerſtellen in der Armee zu finden. Se 
Beginn des Culturkampfes werden die katholiſchen Soldaten nicht mehr in 
die Kirche commandirt, ſondern es bleibt der Kirchenbeſuch ihnen über“ 
laſſen. Wir wollten damit die Gewiſſensfreibeit im vollſten Umfange wahren. 

Abg. Windthorſt: Der Herr Kriegsminiſter iſt auch Mitglied des 
preußiſchen Miniſteriums, und als ſolches hat er den Anlaß und das Recht, 
für die Beendigung des Culturkampfes zu ſorgen, wie ich es gewünſcht 
habe. Der Fall, daß katboliſche Soldaten zu einem altkatboliſchen Geiſt⸗ 
lichen in die Kirche geführt wurden, iſt in Poſen vorgekommen; wenn ſolche 
Fälle jetzt unmöglich gemacht find, fo vanke ich dem Herrn Miniſter dafür. 
Aber wie iſt denn nun für die Seelſorge geſorgt? Der Miniſter glaubt 
nicht in der Lage zu fein, Abbilfe zu ſchaffen; ich ſage ihm, wenn er an 
der Stelle ſpricht, wo ſein Wort am meiſten gehört wird, dann wird ſchos 
Hilfe geſchaffen werden. 8 7 

Bei Cap. 18 Tit. 2 erwähnt der Abg. Roggemann, Wa 

a 
gleichſtehenden Kategorien der Civilbeamten. Er wolle einen Antrag auf 
Gehaltserhöhung nicht ſtellen, da ja eine neue Militärgerichtsverfaſſung in 
Ausſicht ſtehe. Er frage bei dem Kxiegsminiſter an, ob und eventuell w 
eine Vorlage betreffs einer neuen Strafgerichtsordnung für das Militär an 
den Reichstag gelangen werde, von den bezüglichen Berathungen habe man 
ſeit einiger Zeit nichts mehr gehört. 1 

Kriegsminiſter v. Kameke: Der Gedanke, daß der Gehalt der Gar“ 
ſons⸗Audileure zu niedrig ſei, babe ſich in der Militärverwaltung ſchon 
lange Geltung verſchafft, mit Ba auf die in Ausſicht ſtehende neue 
Organiſation der Militärgerichtsverfaſſung habe man von einem Antrage 
auf Gehaltserhöhung Abſtand genommen. Die neue Strafgerichtsordnun 
für das Militär habe zum Theil dadurch eine Verzögerung erlitten, da 
der Poſten des Generalauditeurs längere Zeit unbeſetzt war. Der jetzige 
Generalauditeur habe feiner Zeit die Strafprozeß⸗Ordnung im preußischen 
Juſtizminiſterium vertreten, feine Perſon biete alſo eine genügende 
rantie für die möglichſte Annäherung der Militär-Strafgerichts⸗Ordnung 
oh, ae 25 Er konne verſichern, daß mit Fleiß an der Materie gear 

eitet werde. 

„Bei Capitel 19 (Beſoldungen, Corpscommandeure) kommt der dug, 
Richter auf die Frage der Zuwendung der officiellen Annoncen zurück des f 
verlieſt den ſchon im Abgeordnetenhauſe von ihm mitgetheilten Erlaß 18 
Generals von Barnelow, welcher 9 Zeitungen der Provinz Preußen er 
oppofitionell bezeichnet und die Zuwendung von Annoncen an dieſelbet 
verbietet. Als zum Manöver Pferde verlangt wurden, kamen keine, wel 
kein Menſch die conſervaliven Blätthen ließt, denen die Bekanntmachungen 
zur Publitalion gegeben waren. Ich kann nicht erwarten, daß der Kriegs 
minifter heute ſchon eine befriedigende Erklärung abgiebt; ich hoffe aber, 
daß dies bei der dritten Leſung geſchehen wird. Wenn irgend eine Verwal⸗ 
tung, ſo bat die Militärverwaltung Veranlaſſung, ſich aus dem Partei 
getriebe fern zu halten. Ich glaube auch, daß der Kriegsminiſter ſich uns 
gegenüber nicht auf den Staatsminiſterialbeſchluß berufen kann. ; 

Abg. Majunte bedauert, ſich den Klagen des Vortedners anſchlieh g 

u müſſen. Der „Neiſſer Zeitung“ würden von der Militärverwaltung a 

a zu Gunſten einer liberalen Zeitung entzogen, die nicht den fün en 
heil der Abonnenten habe. Der Zweck der Inſerate ſei doch, daß ſie vom 

Publikum geleſen würden; die Maßnahmen der e ver, 

oh 15 ich den Schaden trage nächſt dem Publikum die Armee 
erwaltung ſelbſt. 

Bei Cap. 20 (Militär⸗Medicinalweſen) ſpricht der Abg. Graf Praſchma 
ausführlich über die Krankenpflege in Krieg und Frieden durch die Orden, 
ſchweſtern. Die Leiftungen der Orden ſeien über alles Lob erhaben. Das 
preußiſche Ordensgeſetz mache es nun leider unmöglich, dieſes techniſch a 
ſchulte Perſonal der Armee zu erhalten, da es die Orden durch 7. 
Ausnahmegeſetz gegen fromme Jungfrauen dem Siechthum überlieſe it 
babe. Das Beiſpiel dieſer Orden ſei geeignet, den armen Mann m 8 
ſeinem traurigen Looſe zu verſöhnen und ſo aufs Wirkſamſte de 
Unglauben der Socialvemotratie, der zum Communismus führe 
zu bekämpfen. (Der Präſident unterbricht den Redner und fordert 
ihn auf, bei der Sache zu bleiben) Graf Praſchma fährt fort und frag, 
die Vertreter der Soclaldemokratie, ob dieſe Orden für fie nicht eine grö i 
Gefahr ſeien, als alle Paragraphen des Socialiſtengeſetzes. Die Statist. ü 
des Malteſerordens, dem er ange babe ergeben, daß für den Fall ein 
naben blutigen Krieges, den ja die Militärvorlage in Ausſicht ſtelle, la 
ein Drittel der Krankenpfleger zu ſtellen ſein würden, wie 1870/71. rn 

Kriegsminiſter v. Kameke erkennt die Verdienſte der krankenpflegende 
Orden vollſtändig an. Zur Beendigung des Culturkampfes genügten AN 
Wünſche der Militärverwaltung nicht. Er müſſe der Behauptung des Bo 
redners widerſprechen, daß die Militärvorlage den Schrecken eines nahe“ 
blutigen Krieges in Ausſicht ſtelle; davon ſtehe in der Vorlage kein Work, 

Abg. Windthorſt: Es iſt leicht, den vom Grafen Praſchma ee 
ae zu fördern, wenn man nur will, ohne Aenderung der Maige Fe 

er hochberzigen Intervention des Kalſers verdankt man es, daß . 
krankenpflegenden Orden vor dem Geſetz geſchützt wurden. Der Kriee 
miniſter braucht nur einen Befehl zu ertrahiren, daß die preußiſchen Mini ie 
des Cultus und des Innern ihr RSS IN! in bumanerer Wan 
ausüben. Dieſen Befehl wird der Minifter leicht erlangen konnen, wia 
er an die bekannten Intentionen der höͤchſten maßgebenden Stelle anpellii, 

Vräfident Graf Arnim: Es eniſpricht nicht den Sitten des Hauſes 
Perſon des Kaiſers in die Debatte bineinzuziehen. ri 

us dem Capitel 34 wird eine Mebrforderung von 100,000 Mark ir 
Reiſekoſten und Tagegelder auf Antrag des Abg. Richter (Hagen) der Budg 
ommiſſion überwieſen. A ile 

Der Reſt des der Plenarberathung vorbehaltenen Theils des Mili 
etats wird ohne Debatte genehmigt. url, 

Schluß 4% Ubr. Nachſte Sigung Dinstag 11 Uhr. (Geſetzentid 
betr. die Schiffsmeldungen und Etat.) 


Berlin, 23. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der Kaiſer bat m 
Namen des Reiches den Banquier Enrico Ponzone in Savona hie) 


t im 


an Preußen vermiethet werden muß. Ich habe dies vorausgeſagt und 
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Im N 11 I ur, ro a Ade 
im meh denen „ nd den Hern William Laub in Noten 
(Virginia) zum Vice⸗Conful daſelbſt ernannt. Re H 

Se. Majeſtat der König dat dem Director des Gymnaſiums zu Altona, 

Proſeſſor Dr. Lucht, den Charakter als Gebeimer Regierungs-Ratd, dem 

praktiſchen Arzt und Wundarzt Dr. med. Johann Maria Carl Wirk 

in Köln den Tharalter als Sanitätsrath, und dem Hofpianofortefabrikanten 

Eben. Bärenſprung den Charakter als Commiſſions⸗Rath ver⸗ 

n. 


In Elsfleib wird am 1. k. Mis. mit einer Seeſchifferprüfung für große 
Leun und 5 am 2. k. Mts. mit einer Seeſteuermannsprüfung 
men werden. 


Berlin, 23. Febr. Heute Vormittag nahm Se. Majeſtät in 
Gegenwart des Gouverneurs, Generals der Infanterie von Franſecky, 
und dez Commandanten, General⸗Lieutenants Grafen von Wartens⸗ 
leben, militäriſche Meldungen entgegen, hörte den Vortrag des Chefs 

de Eivil-Sabinets, Wirklichen Geheimen Raths von Wilmowski, und 
Ming Allerhöchſtihren General⸗Adjutanten, General⸗Lieutenant von 
Verder, welcher ſich vor der Rückreiſe nach St. Petersburg abmeldete. 
[Beide Kaiſerliche Majeftäten] erſchienen am Sonnabend 
uf der Soiree des Miniſters des Koͤniglichen Hauſes, Grafen 
Schleinitz. Heute diniren Ihre Majeſtäten bei dem Vice⸗Präſidenten 
ec Staats⸗Miniſteriums, Grafen zu Stolberg⸗Wernigerode. 
Ihre Majeſtät die Kaiſerin und Königin] war am 
onnabend in der Vorleſung des Prof. Dr. Held, über Handwerk 
und Groß⸗Induſtrie, im Wiſſenſchaftlichen Verein anweſend. Morgen 
bird Sie Sich, einer erhaltenen Einladung folgend, auf einige 
Stunden nach Strelig begeben, um daſelbſt der Taufe der neu: 
geborenen Tochter des Erbgroßherzoglichen Paares, im Andenken an 
die hochſelige Königin Luiſe, als Pathin beizuwohnen. (R.⸗Anz.) 
Berlin, 23. Februar. [Die parlamentariſche und 
die allgemeine Lage.] Die heutige Sitzung des Reichstages 
wurde durch dieſelbe würdevolle Ruhe, wie die Einen, reſignirte Ab⸗ 
ſpannung, wie die Anderen es nennen, charakteriſirt, welche ſchon die 
bisherigen Berathungen der Relchsboten auszeichnete. Selbſt der Etat 
des auswärtigen Amtes, der ſonſt, z. B. bei der Pofition über die 
Geſandtſchaften, zu lebhaften Discuffionen Anlaß gab, verurſachte 
keinen ſtärkeren Wellenſchlag in der parlamentariſchen Stille. In 
kaum einer Viertelſtunde wurde derſelbe erledigt, in eigenthümlichem 
ontraſt zu den Erwartungen, welche in der Preſſe des In⸗ und 
Auslandes an dieſe Materie geknüpft wurden. Man kann gerade 
nicht ſagen, daß die Abweſenheit des Reichskanzlers die alleinige Ur⸗ 
ſache der Zurückhaltung ſeitens ſämmtlicher Parteien geweſen ſei. 
Vielmehr machte die Beſchleunigung, mit welcher die Etatsberathung 
vor ſich ging, unverkennbar den Eindruck, als ob auf allen Seiten 
des Hauſes der Wunſch beſtände, durch einen möglichſt glatten Verlauf 
dieſer Debatten den practiſchen Beweis zu führen, daß die Prä⸗ 
ſumptton einer Arbeltshäufung, mit welcher die Aenderung der 
beſtehenden Budgetperioden begründet werden ſoll, nicht haltbar ſei. 
j Zugleich aber lag eine gewiſſe Schwüle in der Stimmung, die darauf 
ſchlleßen läßt, daß es an erbitterten Kämpfen im Fortgang der Sitzun⸗ 
gen nicht fehlen wird. Es wird ſich ja mehr als ein Anlaß zu den⸗ 
je: bieten. Gin leiſes Grollen des nahenden Gewitters, das zuerſt 
ei der Berathung des neuen Militärgeſetzes ausbrechen dürfte, machte 
ch in den wenigen Bemerkungen vernehmlich, mit denen der Abg. 
Windthorſt in den Etat des Kriegsminiſteriums eingriff. Die Seel: 
ſorge für die katholiſchen Soldaten gab ihm die Gelegenheit, zu be: 
tonen, daß der kirchliche Friede gerade jetzt ein überaus dringliches 
Bedürfniß ſel, wo die Wetterwolken auswärtiger Verwickelungen ſich 
drohend zuſammenzögen. Die Antwort des Kriegsminiſters, daß we⸗ 
nigſtens die neue Militärvorlage nichts enthielte, was irgendwie als 
die Befürchtung elnes baldigen europälfhen Krieges gedeutet werden 
Anme, zeigte offenbar, daß derſelbe es nicht für opportun hielt, in 
bweſenheit des Fürſten Bismarck nöher auf die ſchwebenden 
agen der auswärtigen Politik einzugehen, welche den Anlaß zu den 
neuen Rüſtungen Deutſchlands geben. Um ſo ungeſcheuter thut dies 
e heutige „N. A. Z.“ in einem offenbar inſpirirten Artikel, der ohne 
Zweifel darauf berechnet iſt, als Präludium zu der großen Militär: 
biballe zu dienen. Zum erſten Male tritt ein deutſches Regierungs- 
att mit der directen Behauptung auf, daß Rußland, indem es 
wo, Grodno, Bialyſtock, das will ſagen feine Grenze gegen 
preußen⸗Deutſchland befeſtige, die Vorbereitung einer geſicherten Baſts 

r den künftigen Angriffökrieg gegen Deutſchland treffe. Um keinen 

3 darüber zu laſſen, welche Tragweite man den Maßnahmen 
uſeres öſtlichen Nachbars an hieſiger leitender Stelle beilegt, wird 

A5 Peteroburger Regierung die Abſicht zugeſchrieben, auf das ruſſiſche 

ö olk den Eindruck zu machen, als fürchte man, von Deutſchland an⸗ 

gegriffen zu werden. Gelingt es, nach der „N. A. Z.“ dieſe Vorſtellung zu 

tzeugen, jo iſt von da bis zur feindlichen Erregung gegen den angeblich 
zedrohlichen Nachbar kein weiter Weg mehr. Sehr bemerkt wird es, 
an mentlich in Abgeordnetenkreiſen, daß der Kriegsminifter Graf 

Miljutin, der zur Zeit der Miſſion des Feldmarſchalls v. Manteuffel 
ach Warſchau und der Begegnung der beiden Kaiſer in Alexandrowo 
us Träger der aggreſſiven Politik Rußlands gegen Deutſchland be⸗ 

eichnet wurde, jetzt wieder auf der officiöfen Bildfläche erſcheint. Er 
Urd auch jetzt als Hauptbeförderer der Kriegspläne gegen Deutſch⸗ 
and genannt, die nur deshalb aufgeſchoben würden, weil Frankreich 
ur Zeit noch nicht „fertig“ wäre. Die Allianz dieſer beiden Na⸗ 
lonen wird hiſtoriſch durch den bekannten Ausſpruch Napoleons I., 
dad Europa in 50 Jahren entweder republikaniſch oder koſakiſch ſein 
ö dürde, zu begründen verſucht, indem ſchließlich dargethan wird, daß 
ir koloſſalen Rüſtungen der beiden Staaten, welche zwingend auf 
ö in übrige Europa drücken, nur auf eine aggreſſive Politik berechnet 
6 könnten. Dieſer „Krieg in Sicht“⸗Artikel ſcheint offenbar unter dem 
N druck entſtanden zu ſein, den Vorgänge hinter den parlamentariſchen 
dhgallſſen auf den Reichskanzler machen mußten. Man will nämlich 
len, daß eine Gruppirung aus verſchiedenen Parteien des Reichs⸗ 
gas beſteht, die die wichtigſten Beſtimmungen der Militärvorlage nur 
un annehmen werde, wenn die Reglerung ihrerfeits ſich verpflichte, 
em Antrage auf Siſtirung der Kornzoͤlle zuzuſtimmen. Dem: 
ſhenüber ſteht indeſſen eine andere Mittheilung, nach welcher bie 
we Coalition von Abgeordneten ſich ohne einen Compromiß betreffs 

Kornzölle verpflichten würde, gewiſſen Zuſatz⸗ und Abänderungs⸗ 

Ägen zuzuſtimmen. Schon morgen wird zum Schluß der 
bchstagsſizung bei Gelegenheit der Feſtſeung der Tagesordnung 
ſe Debatte über den Vorſchlag des Präſidenten eröffnet werden, 
u erſte Leſung des Militärgeſetzes ſchon am Donnerstag vor⸗ 
nehmen. Die Oppoſitlon verlangt die Hinausſchiebung auf Mon⸗ 
d damit den Fractionen Zeit zu weiterer Berathung gelaſſen 
h 10 Der Ausfall der Geſchäftsordnungsdebatte dürfte jedenfalls 
Re un, daß die Parteien (auch bie Nationalliberalen) in der Mi⸗ 

geſetzfrage nicht geſchloſſen vorgehen werden. 


Provinzial-Beitung. 


Id Breslau, 23. Februar. Schwur ericht. — Meineidsproce 
lage eil u. Genoſſen.] Raden wir unſere Leſer mit den eee 
en ec geſtellten Perfonen bekannt gemacht, auch die Ausſprüche der 

eſchworenen bezw. die Verurtheilung der Angeklagten gemeldet 


haben, Betgen wie heil n gebrängter fire das Anlagemäterial arte ben it 
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en. 

Beil ſtand eine Reihe von Jahren unter dem Einfluſſe eines Winkel⸗ 
conſulenten. Legzterer iſt in faſt allen nachſtebenden Proceſſen der Beratber 
des B. geweſen. Derſelbe würde gleichfalls auf der Anklagebank ſitzen, wenn 
ihn nicht der Tod während der Vorunterſuchung abgerufen bätte. Der 
erſten Verleitung zum Meineid ſoll ſich B. in einem von ihm im Jahre 1874 
angeſtrengten Civilprozeß ſchuldig gemacht haben. Er verklagte damals die 
Franz und Hedwig Schöps'ſchen Eheleute auf eine Waarenſchuld in Höhe 
von 376 M. Während des Prozeſſes wandte er ſich an die verwittwete 
Briefträger Suſanna Hoffmann und ſuchte ihr einzureden, fie müſſe willen, 
daß die Schöps ſchen Eheleute 1872 und 1873 bei ihm geborgt hätten. Die 
H. ſoll eine verneinende Antwort gegeben, trotzdem aber B. aufs Neue mit 
den Worten auf fie eingewirkt haben, fie ſolle dies nur bekunden, durch das 
Zeugniß könne ſie ſich etwas verdienen, ex werde ihr Alles ſchenken, was 
fie ibm ſelbſt ſchulde. Die Hoffmannn, als Zeugin vernommen, bekundet 
nur, daß ſie von B. gefragt worden ſei, ob fie nicht wiſſe, daß die Schöps⸗ 
ſchen Eheleute bei ihm geborgt hätten? Nachdem ſie feine Frage verneint, 
hätte er ſie in Frieden gelaſſen, ihr auch nie Geſchenke für eine falſche Aus⸗ 
ſage angeboten. — Am 22. Juni 1876 wurde B. vom Kreisgericht Breslau 
wegen Körperverletzung mit 3 Wochen Gefängniß beſtraft. Das Gericht 
batte für erwieſen angenommen, daß B. den Fiſcher Gerlach am 8. October 
1875 gemißhandelt habe. Gegen dieſe Verurtbeilung meldete B. die Appellation 
an. Zur Begründung der Appellation nannte B. neue Zeugen, den Stellmacher 
Wiczorreck und Schmiedemeiſter Krauf; dieſe würden bekunden, daß Gerlach die 
fraglichen Verletzungen ſchon weit früher bei Gelegenheit einer im Wirtbs⸗ 
baufe ſtattgefundenen Schlägerei erhalten habe. Beide Zeugen ſuchte B. 
lediglich durch Ueberredung zu gewinnen. W. will das Anſinnen wiederholt 
abgelehnt haben. Als B. ſich nicht abweiſen ließ, ihm auch den Weg zum 
Termine mit 6 M. zu vergüten verſprach, fuhr W. mit nach Breslau. Er 
ſagte aber nicht nach den Angaben B's aus, ſondern lediglich der Wahr⸗ 
beit gemäß. K. ſollte noch bekunden, daß B. am 8. October 1875 gar nicht 
aus ſeiner Behauſung gegangen ſei. Er wies den B. rundweg ab. An⸗ 
geklagter beftreitet die Richtigkeit dieſer Behauptungen. Beide Zeugen ſeien 
ibm feindlich geſinnt. — Mit dem hierſelbſt am Neumarkt etablirt geweſe⸗ 
nen Kaufmann Saffran ſtand B. in langjähriger Geſchaftsverbindung. Er 
entnahm von S. ſämmtliche Waaren auf Credit. Die einzelnen Schuld⸗ 
ſummen wurden in einem kleinen, ſtets im Beſitze B's befindlichen Conto⸗ 
buche notirt, hierin auch die bezahlten Beträge abquittirt. Als S. in den 
erſten Monaten des Jahres 1877 fein Geſchaft in andere Hände übergab, 
ſich die en der Außenſtände aber ſelbſt vorbehielt, reſtirte B. noch 
mit circa 580 M. Wegen dieſer Summe von S. verklagt, machte er den 
Einwand der geleiſteten Zahlung. Die Zahlung ſollte durch ihn ſelbſt per⸗ 
ſönlich an S. im Laden des Letzteren erfolgt ſein. B. nannte auch mehrere 
Zeugen, welche einigermaßen Kenntniß davon haben ſollten, daß B. im 
Januar 1877 an S. gezahlt habe. Die Zeugen ſollen lediglich Meineids⸗ 
zeugen geweſen fein, zwei von ihnen, die Bachmann ſchen Eheleute, find 
wegen jenes Falles angeklagt, bei den Uebrigen iſt die Einwirkung B's 
fruchtlos geblieben. Da iſt zuerſt der Arbeiter Janie, ein Mann, der viele 
Jahre mit B. befreundet geweſen iſt, jetzt aber augenſcheinlich zu ſeinen 
erbittertſten Feinden zählt. An den J. trat B. im März 1877 heran. Er 
erzählte, daß ihn S. verklagt babe. Obgleich er ihm das Geld ſchulde, 
denke er nicht daran, zu zahlen. Er werde ſich Zeugen ſuchen, welche be⸗ 
kunden würden, daß S. ſchon Zablung erhalten habe. Er — J. — ſolle 
ein ſolcher Zeuge ſein. J. will ſeine Bedenken geäußert haben, ſein Ge⸗ 
wiſſen mit einem Meineide zu beſchweren. 

B. bot ihm für Ableiſtung des Zeugniſſes 10 M. Auch Frau B. redete 
dem J. zu, fie bot ihm ſogar 20 M. IJ. iſt in dem in Rede stehenden Prozeß 
auch wirklich vernommen worden. Noch vor dem Termine ſoll ihm B. ein⸗ 
geſchärft haben, wie feine Ausſage lauten müßte. Entgegen dieſen Anord⸗ 
nungen ſagte J. nun aus, er babe eines Tages im Januar 1877 den B. 
in Breslau . Dieſer, mit einer großen Geldtaſche berieben, tbeilte 
ibm mit, daß er zu S. gehe, um dort ſeine Schuld zu bezablen. Ob dies 
wirklich geſchehen, wiſſe er nicht. Vor dem Richter bat J. nichts von der 
Beeinfluſſung durch B. gast wobl aber hat er anderen Perſonen davon 
Mittheilung gemacht. Außerdem wirkt auch bier das Zeugniß des Schmiede⸗ 
meiſters Krauſe ſehr belaſtend. Die Schuhmacher Schloſſer'ſchen Eheleute 
ſuchte B. gleichfalls für ein falſches Zeugniß zu gewinnen. Er wollte ihnen 


die age aufſchreiben, damit ſie dieſelbe auswendig lernen könnten. R 


Bei den Bachmann chen Cheleuten iſt dem B., wie ſchon erwähnt, die An⸗ 
ftiftung zum Meineide geglückt. Dieſe ſagten aus, daß fie eines Tages im 
Januar 1877 mit B. nach Haufe fahren wollten. B. 's Wagen bielt vor 
Saffran's Thür. Vom Wagen aus ſahen ſie, daß 
den S. eine große Summe Geldes auf den Tiſch zählte. Demgegenüber 
bekundeten S. und ſein langjähriger Buchhalter Strietzel, daß B. ſeit 
November 1876 nicht mehr im S.'ſchen Geſchäft erſchienen ſei. Zu 
jener Zeit ſchließt auch das oben erwähnte Contobüchelchen ab 
Daſſelbe wurde zufällig aufgefunden, vom gerichtlichen Sachverſtändigen 
Kaufmann Sachs mit den Geſchäftsbüchern des S. verglichen und in völliger 
Uebereinſtimmung mit denſelben gefunden. B. hält auch in dieſem Falle 
eine conſequent durchgeführte Rolle feſt, Alles abzuleugnen; er will das 

uittungsbuch gar nicht kennen. Die Bachmannſchen Eheleute bleiben 
dabei, Wi fie lediglich die Wahrbeit ausgeſagt hätten. 

„Bei B. arbeitete der fünfte Angeklagte, Bäckergeſelle Sahm. Dieſer 
will von B. durch wiederholte Mißhandlungen zum Meineid getrieben wor: 
den ſein. Auf Veranlaſſung des B. hatte der Winkelconſulent Stoſch, der⸗ 
ſelbe, den wir am Anfang dieſes Berichts erwähnten, eine Denunciation 
niedergeſchrieben, wonach Sahm eines Tages auf der Rückkehr von Claren⸗ 
cranſt nach Mariencranſt von dem Arbeiter Janietz und deſſen Ehefrau 
angefallen und feiner aus 4 M. beſtebenden Baarſchaft beraubt worden ſei. 
S. bat dieſe Denunciationsſchrift unterſchrieben, auch in der gegen J. und 
deſſen Ehefrau eingeleiteten Vorunterſuchung den Inhalt als richtig be⸗ 
chworen. Es gelang dem J., einem mehrfach beſtraften Menſchen, fein 

libi nachzuweiſen. S. geſtand dann den Meineid ein, bezichtigte auch mit 
vollſter Beſtimmtheit den B. als Anſtifter. Letzterer hatte in derſelben 
Unterſuchung beſchworen, er habe von Weitem geſehen, wie J. den S. zur 
Erde geworfen, ſich alſo, da der ganze Vorfall völlig aus der Luft gegriffen 
iſt, eines Meineides ſchuldig gemacht. > 

Die Rachſucht des B. verleitete ihn weiter, den Janietz des Wilddieb⸗ 
ſtahls zu bezichtigen. J. wurde auch wirklich unter Anklage geſtellt und zu 
6 Monaten Gefängniß verurtheilt. Dieſe Strafe hat J. bereits verbüßt. 
B. und Ehefrau ſollen in dieſer Unterſuchungsſache je zwei Meineide ge: 
ſchworen daben. B. will gefeben baben, wie J. am Morgen des 2ien 
Auguſt 1878 einen erlegten Hafen nach Hauſe brachte. In Ueberein⸗ 
ſtimmung hiermit bekundete Frau B., fie babe gefeben, daß Frau Janietz 
am erwähnten Tage einen Haſen kochte. Obgleich Umſtände zur Erörterung 
gelangen, welche darauf binweijen, daß J. in jener Nacht nicht gewilddiebt 
haben konne, traten die Geſchworenen doch in dieſem Falle der Anſicht der 
Vertheidigung bei, daß dem J. und ſeiner Ehefrau kein voller Glaube bei⸗ 
zumeſſen und demgemäß die B. ſchen Eheleute von der Beſchuldigung des 
wiſſentlichen Meineids freizuſprechen ſeien. 

Am 1. April 1879 denuncirte der bis dahin bei B. beſchäftigt geweſene 
Bäckergeſelle Alfred Keil den B. und noch mehrere andere Perſonen, unter 
ihnen Bachmann, wegen Diebſtabls. Aus jener Anzeige iſt die Ver⸗ 
urtheilung des Beil und Bachmann zu 3 reſp. 2 Monaten Gefängniß er⸗ 


folgt. Bereits unterm 4. April 1879 ging beim Amtsvorſteher zu Meleſchwitz] B 


eine Denunciation des B. ein, wonach ſich Keil einer groben Majeſtats⸗ 
beleidigung ſchuldig ag haben ſollte. K. wurde ſofort in Unterſuchungs⸗ 
haft genommen. Die von B. genannten Zeugen vermochten die Behauptung 
B.s in keiner Weiſe zu beftätigen, im Gegentheil, fie erklärten, daß gar 
nicht von Sr. Maj. dem Kaiſer geſprochen worden ſei. Die Unterfuchung 
egen K. wurde Folge deſſen eingeſtellt, dagegen B. wegen wiſſentlich falſcher 
uſchuldigung angeklagt. ; 
Am dritten Verhandlungstage begannen die Plaidoyers. Herr Staats: 
anwalt Cruſius beleuchtete vorzugsweiſe das verhrecheriſche Treiben des 
Hauptangeklagten. Am Schluſſe feiner gediegenen Ausführungen ftellte er 


in fat allen Fragen den Antrag auf Schuldig gegen ſämmtliche Angeklagte. 22 


Von den Vertheidigungsreden verdient insbeſondere diejenige des Herrn 
Referendar Schreiber, Official⸗Anwalt des Hauptangeklagten, beſondere 
Erwähnung. Er pflichtete voll und ganz den von der Staatsanwaliſchaſt 
binſichtlich des verworfenen Charakters ſeines Clienten geltend gemachten 
Anſichten bei, bat aber die Herren Geſchworenen, ſich nicht um dieſes un⸗ 
günſtigen äußeren Eindrucks willen von der Objectivität bei ihren Aus: 
sprüchen alten dl zu laſſen. Sei B. zweifellos in vielen der unter An⸗ 
1 8 geſtellten Fällen ſchuldig, fo kommen doch ſechs Nummern der Anklage 
in Betracht, bei welchen er das Nichtſchuldig beantragen mühe. — Wir 
erwähnen noch, daß die Ausſprüche der Herren Geſchworeuen dem Ver⸗ 
theidiger in den fraglichen Punkten beipflichteten, ebenſo war gemäß den 
Anträgen des Herrn Referendar Sachs die völlige Nichtſchuld der Frau B. 
erklärt worden. . 

‚Bei Schluß der Sitzung dankte der Obmann der Geſchworenen, Herr 
Kriegsrath a. D. Barretzki, dem Vorſitzenden, dem Staatsanwalt und 


B. dem allein anweſen⸗ 


zum 2 a EN ER A EU MS 
De igen, 1875 jim allein 
ermöglicht hätten, eichen Anklage en ö des Rechtes a 

O Beuthen, 22. Febr. [Waaren⸗Anmeldeſtellen. — Vaga⸗ 
bondentbum.] In den an der bieſigen Grenzſtrecke belegenen Nebenzoll⸗ 
ämtern Baingow und Oſtrosnitza ſind Anmeldeſtellen zu demjenigen Zwecke 
errichtet worden, welcher in dem Geſetze vom 20. Juli 1879, betreffend die 
Staliſtik des Waarenverkehrs des deutſchen Zollgebiets mit dem Auslande, 
ausgeſprochen iſt. Bei dem Zollamte Baingow ſollen dieſe Anmeldungen 
für die Grenzſtrecke von dem Grenzübergange bei Moslowitzf bis zur 
Kubnamühle, und bei dem Zollamte Oſtrosnitza für die Strecke von der 
Kubnamüble bis zur Tarnowiß⸗Lublinitzer Kreisgrenze angebracht werden. 
Die Anmeldungen haben während der gewöhnlichen Dienſtſtunden zu er⸗ 
folgen. Dieſelben bezwecken bekanntlich eine ſtatiſtiſche Feſtſtellung eben⸗ 
ſowohl des Waareneingangs, als auch des Aus⸗ und Durchgangs. — Im 
Laufe der letzten Woche find im Stadtbezirk nicht weniger als 55 Indivi⸗ 
duen wegen Vagabondirens und Bettelns ſeſtgenommen worden. Während 
der letzten vier Monate beläuft ſich die Zabl der im Ganzen nach dieſer 
Richtung hin polizeilich zur Recognition gekommenen Perſonen auf 510. 
Bringt man biermit ein im letzten Kreisblatt wieder enthaltenes Verzeichniß 
von 112 bei der Polizeiverwalkung in Beuthen allein „verwarnten“ Perſo⸗ 
nen in Zuſammenhang, fo läßt ſich ein ungefährer Schluß auf das zahl⸗ 
reiche, im Induſtrie⸗ und Grenzbezirk nicht auszurottende Vagabondenthum 
zieben. Die im Kreisblattte weiter „zur Ermittelung“ aufgegebene Anzahl 
von 45 Perſonen giebt außerdem an die Hand, wie weit ſich dieſe Indivi⸗ 
duen der polizeilichen Controle zu entzieben wiſſen. Es läßt ſich wohl mit 
Sicherheit annehmen, daß während ſolche Sublecte im bieſigen Kreiſe zur 
Ermittelung geſucht oder nach einer Verwarnung ausgewieſen werden, die⸗ 
ſelben ſich in den Nachbarkreiſen berumtreiben, ein Umſtand, der nach der 
Theilung des alten Kreiſes Beuthen, den Mangel einer einbeitlicheren Po⸗ 
lizeiverwaltung des engeren Induſtriebezirks im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit ſchwer empfinden läßt. 


= Zülz, 21. Februar. [Prüfungen.] Nach vorangegangener Anfer⸗ 
tigung der 'ſchriftlichen Prüfungsarbeiten fand am 18. und 19. d. M. 
unter dem Vorſitze des königl. Provinzial⸗Schulraths Dr. Slawitzky und 
des Regierungs⸗ und Schulratbs Schylla aus Oppeln die dritte Ent» 
laſſungsprüfung an unſerem Schullehrerſeminare ſtatt. An derſelben haben 
ſich 16 Zöglinge der erſten Klaſſe und 1 Commiſſionsprüfling betheiligt. 
Das Reſultat der Prüfung war ein günſtiges; denn es konnte 16 Prüf⸗ 
lingen die Befähigung zur proviſoriſchen Verwaltung einer Lehrerſtelle 
zuerkannt werden. Zu der unmittelbar darauf folgenden Aufnahmeprüfung 
haben ſich 34 Präparanden gemeldet, von denen 9 theils wegen ungenüs 
gender Leiſtungen, theils aus dem Grunde zurückgewieſen werden mußten, 
weil ſie das vorgeſchriebene Alter noch nicht erreicht hatten. Die Anſtalt 
wird nach Oſtern 70 Zöglinge zählen. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 23. Febr. [Börſe.] Die Nähe des Ultimo hat ſchon in den 
jüngſten Tagen auf die Entwickelung des Geſchäfts bier ihren Einfluß ge⸗ 
übt und machte denſelben beut in erhöhtem Maße geltend. Dazu herrſchte 
auf dem ſpeculativen Montanmarkte eine Verſtimmung, welche ihre Rück⸗ 
wirkung auch auf die übrigen Verkehrsgebiete äußerte. Man vermuthet, 
daß der Bericht, welcher in dieſen Tagen in der Verwaltungsrathsſitzung 
der Laurahütte über die Geſchäftsentwickelung während des Semeſters Juli⸗ 
December 1879 erſtattet werden wird, weniger günftig, als ihn die Specu⸗ 
lation erwartet und im Courſe escomptirt hat, ausfallen wird. Unter 
ſolchen Umſtänden zeigte ſich die Kaufluſt ſehr reſervirt, und die Courſe ge⸗ 
riethen leicht in eine weichende Richtung. Nur für Eiſenbahnen herrſchte 
anfangs eine feſtere Tendenz, die indeß ebenfalls eine Abſchwächung erfuhr, 
Galizier blieben von der Speculation bevorzugt. Im Laufe des Verkehrs 
trat eine gewiſſe Befeſtigung ein, ohne von beſonderem Belang zu werden. 
Zum Theil war die Aufmerkſamkeit der Börſe bereits von der Ultimo⸗ 
Regulirung in Anſpruch genommen. Es notiren auf dem internationalen 
Markte: Credit 546 —545—64—6, per März 548—7, Franzoſen 479 bis 
8 78, per März 480% — 78 eiwas bis 79, Lombarden 156—7 etw. 
bis 6%, per März 156 156% —6. Oeſterreichiſch⸗ungariſche Anleihen in 
leidlich günftiger Haltung. Ungarn ziemlich belebt. Ruſſiſche Werthe ſtill. 
übel ziemlich ſeſt, dieſelben notiren: per ultimo 219,25—219 (Vorprämie 
220,50/ ), per März 219 —218,75 (Vorprämie 221,75/3). Anf dem localen 
Markte erzielten Laura 1354,50 —5,10, Dortmunder St.⸗Prior. 112,50 bis 
e Von 

[2 


11,50—12,75, Disconto⸗Commandit 197,25 —7—7,50—7,25—7,50. 
ſpeculativen Bahnen heben wir hervor; per ultimo Nheiniſche 157,75—90, 
do. junge 150,25, Bergiſch⸗Märkiſche 108,75 50, Rumänen 51,10 50,50, 
Galizier 114,20 113,80 114,30, Sberſchleſiſche 185 — 184,75, Rechte⸗Oder⸗ 
Ufer 145,60 —70 25. Auf dem Anlagemarkte waren heimiſche Fonds feſt, 


„lauch deutſche Prioritäten befanden ſich in feſter Haltung, blieben indeß in 


geringem Verkehr. Oeſterreichiſche Prioritäten ſchwach; ruſſiſche bei kleinem 
Geſchäft anziehend. Auf dem Caſſamarkte große Bahnen ohne einheitliche 
Tendenz. Kleine Bahnen ſtill. Von öſterxeichiſchen Nebenbahnen waren 
Elsthal- und Dux⸗Bodenbach beliebt. Stammprioritäten ftil. Poſen⸗ 
Creutzburg feſt. Caſſabanken günſtig. Induſtrie⸗ und Montanfachen 
weniger feſt. Geld 2% im Privaldiscont, für Ultimozwecke im Report 5% bis 
6 pCt.; gegen Lombard 47 —4½, fremde Wechſel ziemlich feſt; Paris ab⸗ 
geſchwächt. Ruſſiſche Zollcoupons notirten 206867, 1822er Coupons 20,92. 

„Heutige Prolongationsſätze: Credit 1,10, Franzoſen 0,90, Lombarden %,- 
Disconto-Commandit , Darmſtädter , Laura %, Galizier %, Ruſſiſche 
Noten 25 Deport. 

Courſe um 2 Uhr: Matt. Creditactien 544,50, Lombarden 155,50, 
Franzoſen 477,—, Reichsbank 158,75, Disconto⸗Commandit 197,25, Laura⸗ 
hütte 134,50, Dortm. Union 112,00, Zürten ——, Italiener 82,00, Oeſter⸗ 
reichiſche Goldrente 73,75, Ungariſche Goldrente 88,12, Oeſterr. Silberrente 
62,12, do. Bapierrente 61,62, öproc. Ruſſen 89,75, neue —, Köln⸗Mindener 
148,00, Rheiniſche 158,00, Bergiſche 108,50, Rumanen 50,50, Ruſſ. Noten 
218,50, alte —, Galizier —,—, 1. Orient⸗Anleihe —,—, II. do. 61,00, 
III. do. 61,00, Weimariſche Bank —.—. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterr. Silberrent.⸗Cp. 172,40 bez., 
do. Eiſenbahn⸗Coupon 172,40 bez., do. Papier in Wien zablber min, 
40 Pf. k. Wien, Amcrik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,185 bez., bo. Eiſenbahn⸗Prior. 
4,185 bez., do. Papier⸗Dollars 4,185 bez., 6 New⸗Nork⸗City 4,185 bez., 
Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pf, 
t Pet., Poln. Papier u. derl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ. Zoll 20,68 bis 
67 bez., 22er Ruſſen —, Große Ruſſiſche Staatsbahn —, — bez., ae 8 
Boden⸗Credit - bez., Warſchau⸗Wienen Comm. — bez., Rumaniſch, 
Divid.⸗Sch. per 1879 — bez, Warſchan⸗Teregpol ——. bez., un 
5% Lombard min. — Pf. Paris, Diverſe in Paris zahlbar min. — Pf 
Paris, Hollandiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer minus — Pf. Paris 
Belgiſch, minns — Pf. Brüſſel, Berl. Lite-Dbliear. 20,38 bez. 


$ Breslau, 23. Febr. [Submiſſion auf Stahl, Eiſenguß und 


Stabeiſen.] Der Werklſtättenbedarf der Niederſchleſiſch⸗Märliſchen Eiſen⸗ 
bahn an obigen Artikeln für 1830/81 war von der königl. Direction 


Klar. 


& 20,75 M. 


22,20 M., ad 


* 


0 M.; Wilhelmshüfte, Actien. G. ſellſchaft 
3 zu 22 


gießerei und Maſchinenfabrikation in Charlottenburg ad 13 
ad 2 zu 36,50 ad 3 zu 29,5 


und 3 zu 21 M., ad 4 zu 26 M. frei Berlin: Adolf Reimann in Fürſten⸗ 
walde ad 1, 2 und 3 zu 19,75 M. frei Berlin. Sa 


>? rn" D 


VIERTE 


“ Berliner Börse vom 


J. Februar 1880, 


; „Eonds- und Geld-Course: Wechsel-Gourse, 

Deutsche Reichs -AnL|i | bz “18 T. 3 1169,65 

ehr Antenne [een re 88 . 

do, do. 1876 .„.\4 100,00 ba Londen 1 Latr.. . . „ 3 M. 3 20,32 ba 
ts-Anleiho . . 4. 100 0 b Faris 100 Freg. . 8 T. | 80,70 ba 
ants-Schuldscheine nde 95,00 G Petersburg 100 BN. . 3 M. % 216,60 ba 

Präm.-Anleihe v. 1855 84 4,50 bz Warschau 100 R. 8 T.6 218/05 ba 

Berliner Stadt-Oblig. 4½ 103.50 ba f 11975 

| Wien 100 FTI. 8 T. 4 12,75 ba 

Berliner 41/9 103,75 bz 2 do, 2 M. 4 17195 be 

8 Pommersche . 3½ 90,50 8 — — - a - 
do, done 11 83 2 . 8 8 N 
do 2 „ 24 ½ 20 ba Badische Loose 178,25 ba 

3 do. Lud ch. Ord. 4½ — 5 555 Präm-Anleihe har bꝛd 

„ JPosensche neue, . 4 ldenburger Loose Y 2 

Schlesische 3½ -—- — — . — 
si Indschaftl.Oentral 4 5 99.0 bz Ducaten 9,87 ba Dollar 4,19 6 
25 Kur- u. Neumark. 4 100,%% bz Sover, — — Oest, Bkn. 17289 br 
Pommersche. . 4 100,0 @ Napoleon 16,215 bz do. Silbergi. 172,50 @ 
2 posensche 4 100,00 bB Imperials — — Russ. Bun. 21890 9. 
3 (Preussische . . | 99,80 ba 
‘a /Westfäl, u. Rhein.! 19080 G Eisenbahn-Stamm-Astien. 

Sächsische 92,50 bz En! 55 . 

Schlesische 4 100% B Divid, pro 3916 1879 1018 85 
MBedische Präm.-Anl. . 4 137.76 bzB Aachen-Mastricht.| ½ — IH 3 f * 
Bajerische Präm.-Anl. 4 137 80 bz Berg-Märkische a.“ 1908,30 ba 

do. Aul. v. 18754 99,30 bz& Berlin-Anhalt Ke — 4 106,29 7558 
Osin-Mind. Prämieusch 3½ 14.25 ba Berlin-Dresden . 0 — 4 4100 18 
Sache. Rente von 16763 | 7680 bz eee .. 105 0 16200 — 

90 erlin-Hamburg . 2 — 95.00 b 
otheken- Certificate. Berl-Potad..Magab| 3½ 4 4 | 93,75 bz 
en 5 1110,00 8 Berlin- Stettin . 3% | 434 135,28 bzB 

Bak b. Pfd. d. Pr. EHyp--B. 4½ 03,70 Pz Böhm. Westbahn. 5% | — 5 | 91.40 er 

do. do. 5 1104.75 bz@ Bresl.-Freib,..... 61 — 1 106,75 b 
DeutscheHyp.-Bk.-Pfb. 4½ 100% B Cölm- Minden. . . 6; 8 1 13825 b. 

do, do. do. 5 102.70 @ Dux-Bodenbach. R.] 0 0 4 15,5: bı@& 

Kündbr, Cent.-Bod.-Cr. 4½ 101,10 G Gal. Carl-Ludw.-B.] 8214 | — 1 114,50 70 

Dun ündb. do. (18725 103% du JHalle-Sorau-Gub..| “ % ½ 29 46 b 

do. rückzb-à 110056 113% B Hannover. Altenb. 1 2 ir, [rn 

do, do, 0. 4½ 106,0 bz Kaschau-Oderberg 5 5400 bz 
Bd.-Ord.-B. 5 — Kronpr. Rudolfb,.| 5 5 > | 66,60 br 

1 48 107.25 0 Ludwigsh.-Bexb. 9 — 1 200% 8 
do, III. Em. do. 5 I 1 1 

Kündb.Hyp.Schuld. 40. — — ee 90 e eee 

— .G-C-B 5 | 66,9 bzG Magdeb,-Halberst, 1 1,50 bz 
eis le. fanddr 5 99.20 — Mainz-Ludwigeh, 4 — 4 1907,76. bz 
Pomm. Hyprbriefe % fe de bz@ [Niederschl -Märk., 8 A| 8 14 a 

do. do. II. Em. 6 103 B arschl. A. E. 3 — 13113184,75 ba 

Soth. Präm.-Pf. I. Em. 5 121.90 bz ni 8 u 6 * Be 2 5 = 

2 esterr.- Fr. St.-B. — 79.50.7 
5 5 ern . m. Oest. Nordwestb..| 4 — 56 1293,59 bz 
do, 50% Pf. rKzlbr. n. 1105 17,0% bz N 50 
40.44, do, do. m. 110 4½ 10.90 bzG r . 1 A 
Präm.-Pfdb. 4 12390 b stpreuss. Südb. 00 ba 

y Pas. 4. Hest. Bd. Gr. Ge. 5 102.80 520 ae 4 1 5 40 7 so be 

6 8 5 59 Reichenberg-Pard, 3 68.506 bz 

nnn 405 12 Rheinische 1 7 1416790 de 

'Büdd, Bod.-Cred.-Pfdb. s 10300 B do. Lit. B. (4% far.) 4 4 4 | 98,70 ba 
Bat 0. 4½ 10.3% ba e 8 0 1 11 Be 

— Rumän. Eisenbahn — 2 

Ausländische Fonds. SchweizWestbahn| © — 1 19,70 bz 
Ost. Bilber-R. (1. 1. l. . 41% 62,20 beg Stargard-Posener .| 4½ | 4ljg 4½ 10 80 bz 
do. RW TE #2,10et-26 b Thüringer Lit. A. 8 — 4 188.75 bz 
do. Goldrente . 4 et- 7300 ba Warschau-Wien f — 4 1253.50 brB 
do. Papierrente . 4½ 61,75 b = 
40. 54er Pri m. Ani. 116.50 ba Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien 
do. Lott. Anl. v. 60.5 126.30 be Berlin. Dread © . l 4300 bag 
Ao, Credit-Loose. . .| fr. 1513,00 6 erlin-Dresden . .| 1 5. | 200. bag 
Ger Loose tr. 1319.75 bzB Berlin-Görlitzer. . — 740% bx 
do. Arn An! 7 64 5 183/90 b Breslau-Warschau| 0 — 5 | 43,75 beo 
Ban Be eg 10 d [Halle-Sorau-Gub..|0 — |5 | 83,50 b2@ 
2 Orient-änlvistils f be eee den [0 . | A050 Br 
2. U. 40. 7.879% 618 b: Ühtärkisch-Posener| 6 |5 5 ease des 
5 96.8% b, Hagdeb. Halberst. Als | 31/3 3½ 88,50 b2@ 
40, Anleihe 1877... 5 8990-80 bz do. Lit. C. 5 5 5 121.50 b20 
-Cred.-Pfäbr./5 | 79.90 ba 10 8 eh 
ls 7800 b JOstpr. Südbahn. % |5 6 110040 daa 
ae eig Schedel . — f | 7525 bıG 

> er 8 el Rechte-O.-U.-B. — 2,60 bz 

@ein, Pfndbr. Il. Em. 6% bz Rumänler s s |8 11000 b0 

Poln. Liquid,-Plandbr.|4 | 55.00 bz Saal-Balı 0 0 4246 b 

a ik. rückz. p. 188106 1082 bz eee 13020 bac 

a. 60% Auleihe . 8 [101.50 ba Weimar-Gera . . % 10 15 13950 b2G 

Aal, 5% Anleihe. 5 82 20 oibzB 

Aaab- Grazer 100 Tir LI | 93,60 bz Bank-Paplere. 

Bumänische Anleihe . | — — Allg,Deut.Hand.-@| 2 — 4 173,25 b 

Türkische Anleihe. fr. 11,56 bzG re Kassen-Ver,| 80 8%% ! |170,00 58 

Ungar. Goldrente . 6 | 68,30 bz Berl. Handels-Ges.| 0 4 1169,00 bas 
do, Loose (M. p. St.) fr. 1216,50 bz Url. Erd.-u. Hdls.-B. 0 4½ 4 | 76,04. bB 

ng. 50 St.-Eianb.-Anl. 5 | 35,40 ba Braunschw. Bank 4½ — 4 | 94,00 etbz 

Bohwoedische 10 Thlr.-Loose — Bresl. Disc.-Bank.| 3 — 44 8.40 520 

Einnische 10 Thir.-Loose 61,25 ba Bresl, Wechslerb.| 65½% | — 4 103,20 bad 

@ürken-Loose 32.70 B Ooburg.Ored.-Bnk, 915 6 j ‚380 5 

e ee e eee 5 Danziger Priv.-Bk. — . 

Elsenbahn-Prloritäts-Aotlen. I arms, Creditbk. (% — 4 155,78 550 
'Berg.-Märk: Serie II.. 4½ 10% ba f Darmst. Zettelbk.| 54, | 51/4 4 1107,26 bzB 

do, III. v. St.3¼. 3½ 91,40 B Deutsche Bank 6½ — 4 169,40 b8 

do. do. VL 3 2 2 bad do. Reichsbank. 6, | — 4 ½ 158.75 bzB 
do. Hess. Nordbahn 0260 ba do. Hyp.-B. Berl.] 614 |6 |4 | 95,10 br 

Berlin-Görlitz .. +.» 5, 1078 ben [Disc-Comm-Anth.| 612 — f 19700 550 

r 2 0 do. ult.] 6 | — 7,00-7, 
do. Lit. 9.40 % % Genossensch,-Bak.| 5½ũ | — 4 [113,75 bz 

Bresl.-Frelb. Lit.DE,F.|41, 103,50 @ do, junge dig — 4 |110,90 bz@ 

2 de. 8 als 1015 er Goth. Grundcredb. s — 1 m 3 

0. 0. 4 ½ 102.09 bz do. junge — „50 bz 
do. do. J. 4½ 10% bag Hamb. Vereins-B.| 73, 7 4 | — — 

do. do. K. 4½ 102% bz #Haunov. Bank 5½ 4½ 4 10500 brB 

do. von 18766 |105,90 B Königsb.Ver.-Bnk.| 6 — 14 9800 B 
Breslau-Warschauer „.5 | — — Lndw.-B. Kwilecki] 4% | — ji | 74:00.bz 
r rn 9 — Br Leipz. Cred.-Anst. Sa 10 1 363 50 —— — 

0 .. Lit. B. 4½ 101. Luxemburg, Bank] 1 | — 40,75 bz 
do, „IV. 499.59 6 Magdeburger do, | 68½0 | 51/5 4 14,76 bz 
do, . Vd. | 09,50.@ Meininger do. 2½/ |— 4 110480 bzG 

Malle-Sorau-Guben . 4½ 08,50 G Nordd, Bank ...| 825 | 10 4 116675 bz 

Hannover-Altenbeken.\41/, 100,44 B Nordd,Grunder.-B.| 8 — 4 6250 bz 

kisch-Posener . 4½ — — Oberlausitzer Bk. 4 aa; f | 8ö,00 bez 

Miederschles,-Märk, 1.4 99,25 G Oest. Cred.-Actien) 8/ | — 4  1546,50-6 

2 3 un 5 8 Posener Pro,-Bank - — H 12 0 

0. .I. u. 9. Pr. Bod.-Cr.-Aet.-B. — 75 bz 
do. Obl. III. 4 99.00 Pr. Cent,-Bod.-Ord,| 91 — 4 [19850 bz@ 

Oberschles. K. 11 — — Sächs. Bank. ... 227 — 1 1121,06 bd 

do. RE 2 — Schl. n g — 8 111.99 6 

BAND u — Weimar. Bank — 42,00 bad 
do. . 41 —— k. 5 — 

455 e l 20½% 91,70 br Wiener Unionsb 4 221,00 G 

2 2 — * se N ur In Liquidation, 

en e 2035 Berliner Bank — IM um 

do, H..... 47103, f Centralb. f. Gen oss.“ — ftr. 49,50 52 

do, von 1679. 4½ 103,90 @ Bäche: Ored Bank zei lie. 

do von 1873.14 | 99,00. G Bar eee 

— e ess 41 em Thüringer Bank .— |— fr. 199 25 6 

— 2 ers —— — — — — 

do. Cosel-Oderb.s5 103,0 @ T 

Ao. Stargard-Posen | 9,00 @ E Industrie-Papiere. a 

do, do. II. Em. 4½—— v. Kisenbshnb.-G.] 0 — 14 11.69 bz 

do. d. III. Em. 4½ — — do, Reichs-u.Co,-B.| — — ftr. — 

3o. NarschlZweb. 3½ — — Mürk.-Sch. Masch @| 0 — 14 41,00 ba 
Datpreuss, Südbahn . 4½ 1020 bz Nordd. Gummifab,) 4 — 14990 bzB 

to-Oder-Ufer-B, . 4½ 106,50 @ 

Bee. ee e, Lee e S 1, 189860 

Sharkow- 5 93,00 B e 
49. do. in Pd Störl 5 83.70 B Donnersmarkhütt. 15 | — 700 528 

Oharkow-Kremen. gar. 5 | 90,06 bz& Dortm. Union. 0 — 4 | 16,99 bzB 

do, do. in Pfd.Sterl./5 8600 G do. abgest. . . 0 — 1 2200 8 

1 gar. 8 1 etbz& . 0 — 4 1 = ur 

N -Bodenbach „...5 200 bz 8 .. Bu 250 
do. 62,25 b IMarienhütte . . 2 — 4 | 82.00 bz@ 

erat bn. 4, 4080 ban Cons. Redenhütte.| ! | — [4 [22475 B 

Gal. Carl-Ludw.-Bahns | 91,00 bz do. Oblig. 0 6 46 [108,00 bag 

40. do. neue ß 89,50 B Schl. Kohlenwerke] 0 — 4 | 18,00 bz& 

‘Kaschau-Oderberg, . 376,80 bz Schl. Zinkh.-Actien 5½ | — 4 10390 bz 

Eng. Nordostbahn ..5 | 73,00 bz a } teten 21 = 1 9 u 

Usg. Ostbahn 5 | 69,40 bzB ppeln. Portl. Cem. 2392 8 1 

‚Lemberg-Osernowita 6 6.20 0 Groschowitzer dto,| 2 4 |4 | 70,39 bz& 
do, do. II. 5 | 76,60 bz@ Tarnowitz. Bergb.| 0 — 4 10200 G 
do. do. III.s | 74,40 bz Vorwärtshütte. , ‚| 0 — 11 | 27,560 bad 
do, do. IV. 12,10 bz 

Mährische Grenzbahn|5 | 62,50 @ Bresl, E.-Wagenb.| Bla | — |4 | 82,50 bzB 

Mahr.-Schl. Centralb,.) fr 1 be 0 3 65 — } pe bz 

Kronpr. f-Bahn .|5 40 v2 0. Strassenbahn — * 

3 1877.25 ba Erdm. Spinnerei .| 0 — 4 | 41.00 bz 
de. do. 1.3 |369,20 B Görlitz, Eisenb.-B.] 6½ |— [4 | 04,75 B 
do, südl, Staatsbahn 3 2% 10 bo Hog. es Wag. Fabr. 0 — 66,80 bz 
do, neue 3 [262,90 bz 0.-Schl, Eisonb.-B.| 0 — l 17460 bz@ 
de, Obligationen o | 93,20 b2B Feb 3 2 10 — H 90.50 ba 

Rumän. Eisenb.-Oblig,|6 97.9% br . Porzellan, ‚| 119 ] — _—— 

Warschau-Wien IL. 5 2 0 Wilbelmah. MA. 6 — 4 | 44,90 bz 

do, III. . 6 141% bz — — 
do. 1. . 9050 bzB Bank- Discont 4 pOt. 
do. V. . 48 | 95,00 bz Lombard-Zinsfuss 6 pot. 


Berlin, 23. Februar. [Producten⸗ Bericht.] Das Wetter iſt trübe, 
die Luft rauher. Die auswärtigen Berichte haben auf die Haltung unſeres 
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. Hart 6 e Ln de 


2 
„per W 7 5 

dg 9 W sumi 234 bis 
234% Mark bez., per Juni⸗Juli 234—233% M. bez, per Jul uguſt 223 
bis 224 —219 Mark bez., per Septbr.:Dctbr. 217—218 M. bez. Gekündigt 
— Centner. Kündigungspreis — M. — Roggen loco 173—180 Mark pro 
1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſiſcher — M. bez., inländ. 175—177 
Mark ab Bahn bez., per Februar und Februar⸗März 173% Mark bez., per 
April⸗Mai 175% M. bez., ver Mai⸗Juni 175% Mark bez., per Juni⸗Juli 
174—173½—174 Mark bez., per Juli⸗Auguſt 168167, —168 M. bez., 
per September⸗October 166 M. bez. u. Gld. Gekünd. — Etr. Kündigungs⸗ 
preis — M. Gerſte loco — Mark nach Qualität gefordert. — Hafer loco 
143—160 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreu⸗ 
ßiſcher 147 —150 Mark bez. ruſſiſcher 147—149 M. bez., pommerſcher, meck⸗ 
lenburgiſcher und uckermärkiſcher 151—155 M. bez., ſchleſiſcher 151—156 M. 
bez., böhmiſcher 152— 156 Mark bez., fein. weißer ruſſiſcher 154—156 Mark 
ab Bahn bez., per Februar — M. bez., ver April⸗Mai 150 Mark bez., per 
Maj⸗Juni 151% Mark bez., per Juni⸗Juli 153% M. bez., per Juli⸗Auguſt 
154½ M. bez. Gekündigt — Er. Kündigungspreis — Mark. Mais 
loco 145—150 Mark nach Qualität gefordert, rumäniſcher — Mark bez., 


NN 


amerikaniſcher — M. ab Bahn bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — l 


Mark. — Erbſen, Kochwaare, 168—205 M., Futterwaaxe 155—166 Mark. 
— Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1 inel. Sack: per Februar 
24,50 M. bez., per Februar⸗März 24,40 M. bez., per März⸗April 24,40 M. 
bez., per April⸗Mai 24,10 Mark bez., per Mai⸗Juni 24,40 Mark bez., per 
Juni⸗Juli 24,40 Mark bez., per Juli⸗Auguſt — Mark bez. Gelündigt 6000 
Eier. Kündigungspreis 24,40 Mark. — Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß 
— Mark hez., obne Faß 53 Mark bez., per Februar 53,8 Mark bez., per 
Februar⸗März 53,9—54 Mark bez., per März⸗April — M. bez., per April⸗ 
Mai 53,9—54 Mark bez., ver Mai⸗Juni 54,6 Mark bez., per Juni⸗Juli — 
Mark bez., per Juli⸗Auguſt — M. bez., per September⸗October 57,3 Mark 
bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. — Leinöl loco — Mark. 
— Petroleum loco per 100 filo incl Faß 25,5 Mark bez., per Februar 
24,9 Mark Gld., ver Febr.⸗März 24,4 Mark bez., per März⸗April 24,1 M. 


bez., per April⸗Mai 24 Mark bez., per September⸗October 25,7 Mark bez. 


Getündigt — Ctr. Kündigungspreis — Mark. 

Spiritus Ice obne Faß 60,1 59,9 M. bez., per Februar und Februar: 
März 60—59,7—59,8 Mark bez., ver April⸗Mai 61—60,5—60,6 Mark bez., 
ver Mai⸗Juni 61,2 —60,7—60,8 Mark bez., per Juni⸗Juli 62—61,5--61,6 
Mark bez., per Juli⸗Auguſt 62,8—62,3—62,4 Mark bez., per Auguſt⸗Sep⸗ 
tember 63 — 62,7 Mark bez. er. 10,000 euer Kündigungspreis 60 Mark. 


Breslau, 24. Febr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der 
Geſchäftsverkehr im A em wegen zu hohen Forderungen ſchleppend, 
bei mäßigem Angebot Preiſe gut preishaltend. 3 

Weizen, zu notirten Preiſen gut verkäuflich, per 100 Shin ſchle⸗ 
ſiſcher weißer 19,70 bis 21,30 —22,20 Mark, gelber 19,60 —20,80 bis 21,50 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezablt. - g 

Roggen in feſter Haltung, pr. 100 Kilogr. 16,60 bis 17,10 bis 17,40 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. ; 

Gerſte, feine Qualitäten behauptet, pr. 100 Kilogr. 15,70 bis 16,80 
Mart, weiße 17,00 bis 17,40 Mark. 

Hafer ſehr feſt, pr. 100 Kuogr. 14,29—15,00 bis 15,40 Mark. 

Mais gut behauptet, vr. 100 Kilogr. 14,40 —14,80— 15,40 Mark. 

Erbſen ſchwach zugeführt, pr. 100 Kilog. 18,50 — 19,60 bis 20,20 
Mark, Victoria» 21/00 22,00 — 23,50 Mark. 

Bohnen odne Angebot, pr. 100 Kilogr. 20,50 — 23,50 — 23,00 M. 

Lupinen, nur feine Qualitäten verkäuflich, pr. 100 Kilogr. gelbe 7,20 
bis 8.00 —8,40 Mark, blaue 7,10—8,00—8,30 Mark. 

Wicken unverändert, pr. 100 Kilogr. 13—13,50—14,20 Mark. 

Oelſaaten behauptet. 

Schlaglein unverändert. : 

Pro 100 Kilogramm netto in Matt und vi, 


— Schlag⸗Leinſaat . 26 2 
Winterraps 22 75 22 — 21 25 
Winterrübſen - 22 25 21 80 20 50 
Sommerrübſen 23 — sk 20 50 
Leindotter 22 — 221 50 20 75 

Rapskuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 6,50—6,70 Mark, — fremde 
6,10—6,30 Mark. 


Leinkuchen in ruhiger Stimmung, pr. 50 Kilogr. 9,50 —9,70 Mark. 

Kleeſamen mehr Frage, rotber feine Qualitäten gut verkäuflich, pr. 
50 Kilogr. 35—44—46— 50 Mark, weißer behauptet, 44—53—62—74 Mark, 
bochfeiner über Notiz. x 

Tannenklee ruhig, pr. 50 Kilogr. 42—50—60 Mark. | 

ge in etwas beſſerer Stimmung, pr. 50 Kilogr. 18—22 bis 

5 Mart. 

Mehl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 30,50—31,50 Mark, 
Roggen fein 26,50—27,50 Mark, Haushacken 25,50—26,50 Mark, Roggen: 
Futtermehl 10,70—11,60 Mark, Weizenkleie 10—10,50 Mark. 


Heu 2,50—280 Mark pr. 50 Kilogr. ; 
Roggenſtrob 19,00—22,00 Mark pr. Schock à 600 Kilogr. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
Sternwarte zu Breslau. 


Nachm. 2 U. Abends 10 U.] Morgens 6 U. 
0,9 — 1,3 


Februar 23., 24. 


8 G. Fl + 2% +0 N 

Luftdruck bei 0° (am) 750,2 751,0 751,2 

Tr (mm) er A. = —5 > 
unſtſättigun Bi. 

5 5 5 55 25 9. 9 D. 2. O. 3. SO. 2. 
Vetter Wine Ei. | bevedt. bedeckt. bedeckt. 
Breslau, 24. Febr. [Waſſerſtan d.] O.⸗P. 5 M. 12 Em. U.⸗B. — M. 58 6 

Eisſtand. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Aus Wolſſ's Telegr. Bureau.) 

Berlin, 24. Febr. Bezüglich des Briefes Bismarcks über die 
Entwaffnungsfrage an Profeſſor Sbarbaro in Neapel iſt die „N. A. Z.“ 
ermächtigt zu erklären, daß der Adreſſat dem Fürſten unbekannt iſt 
und zwiſchen beiden niemals eine Correſpondenz ſtattgefunden hat. 

Stuttgart, 23. Februar. Der Großfürst Nikolaus von Rußlaud 
iſt heute Mittag von hier nach Petersburg abgereiſt. 

Wien, 23. Februar. Im Anſchluß an die Nachricht von der 
Gefangennahme des britifchen Oberſt Synge durch griechiſche Räuber 
erfährt die „Polit. Correſp.“ aus Salonichi, daß die türkiſche Ne: 
gierung den Gouverneur angewieſen habe, ſich wegen aller nothwen⸗ 
digen Schritte mit dem engliſchen Conſul ins Einvernehmen zu ſetzen 
und daß der engliſche Conſul mit Unterſtützung der Behörden Maß⸗ 
nahmen zur Befreiung des Oberſt ergriffen habe. Zwei engliſche 
Aviſos bewachen die Küfte des Golfs. 

Paris, 23. Febr. Die von der ruſſiſchen Regierung in Ausſicht 
geſtellten Schriftſtücke, welche die Schuld Hartmann's beweiſen ſollen, 
find hier eingetroffen und ſollen der franzoſiſchen Regierung zugeftellt 
77 05 — Der Botſchafter Hohenlohe iſt heute früh nach Berlin 
abgereiſt. 

London, 23. Febr. Unterhaus. Northeote erklärt, er könne erſt 
Englands Abſichten betreffs Einſetzung einer Finanzeommiſſton in 
Konſtantinopel gemäß des 18. Congreßprotokolls beſtimmen, wenn 
die übrigen Mächte ihre Abſichten mitgetheilt hätten. Die Unab⸗ 
hängigkeit Rumäniens ſei in Folge der Verfaſſungsänderung gemäß 
Artikel 44 des Berliner Vertrages anerkannt worden. Er hoffe, die 
rumäniſche Regierung werde die Aenderungen in loyalem, liberalem 
Sinne durchführen; die Verſicherungen Rumäniens berechtigen zu 


Marktes einen ſehr befeſtigenden Einfluß ausgeübt. Roggen ſtellte ſich um] dieſer Erwartung. 


etwa M. 1,50 höher im Preiſe, der Umſatz auf Termine hat dabei aber 
gen enge Grenzen nicht überſchritten, und das Effectivgeſchäft blieb wie 
ber äußerſt ſchwach. — Roggenmebl wurde nur wenig beſſer bezahlt. — 
Für Weizen bat man in Folge knappen Angebots anſehnlich beſſere Preiſe 
erzielt, der Umſatz würde größeren Umfang erreicht haben, wenn die Ver⸗ 
käufer nicht ſehr eingeſchüchtert geweſen wären. — Hafer loco ſehr feſt, 
Preiſe zu gr: der Verkäufer, Termine hält man etwas e — Rüböl 
Kill; 5 0 A Pen eins er Aan be 192 ER 
on im Werthe n anz behaupten, da reich⸗ 
Aiches Angebot auch von Waare zu bewältigen war. u 


Das Oberhaus nahm in erfter Leſung die Regierungsbill, be 
treffend die Abänderung der Bodengeſetze, wodurch die Vollmachten 
der Eigenthümer der Fidelcommißgüter erweitert und die Uebertra⸗ 
gungen des Grundbeſitzes vereinfacht werden, an. 

Petersburg, 23. Febr. Die Nachricht auswärtiger Blätter über 
das angebliche Verſchwinden wachthabender Offiziere bei der Erplofion 
iſt erfunden. Alle Offiziere und Mannſchaften haben ihre Pflicht auf 
das gewiſſenhafteſte erfüllt, wofür der Kalſer ſelbſt dankte, Ebenſo 


e e Si 
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ahrend, die Wawlofffhe Kriegsſchule. Bei der Rückfahrt bereiteten 
die Kriegsſchüler dem Kaiſer eine glänzende Ovation, indem ſie unter 
nicht enden wollenden Hurrahs den Schlitten Sr. Majeftät bis an 
die Nicolaibrücke geleiteten. Hier begrüßten die Paſſanten den Kaiſer 
ebenfalls mit enthufiaftifhen Zurufen, welche ſich von der Brücke den 
ganzen Quai entlang fortpflanzten. Der Kaiſer war durch dieſe Ovation 
ſichtlich erfreut und dankte, nach allen Seiten ſehr huldvoll grüßend. 

Trieſt, 23. Febr. Der Lloyddampfer „Hungaria“ iſt heute früh mit der 
oſtindiſch'chineſiſchen Ueberlandpoſt aus Alerandrien hier eingetroffen. N 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

W. T. B.) Paris, 23. Februar, Abends. [Boulevard: Verkehr. 
Zproc. Rente —, —. Neueſte Anleihe von 1872 116, 38. Türken 186 
11,10. Neue Egypter 285, 62. Banque ottom. —, —. Italiener 81, 57. 
Chemins —, —. Oeſterr. Goldrente 74, 31. Ungaxiſche Goldrente 87%. 
Spanier exter. —, —. Spanier inter. — 1877er Ruſſen 91%. Turken⸗ 
doſe —, —. III. Orient 61%. Lombarden 198, 75. Rubig. ? 

Frankfurt a. M., 23. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 46. Pariſer Wechſel 81, 25. Wiener 
Wechſel 172, 85. Köln⸗Mindener Stamm⸗Actien 148. Rhein. Stamm? 
Actien 158%. Heſſ. Ludwigsbahn 107%. Köln⸗Mindener Prämien⸗Mutheile 
135%. Reichsanleihe 100. Reichsbank 158. Darmſtädter Bau! 156%. 
Meininger Bank 1046. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 729, 00. Crepitgetien“ 
272%. Silberrente 62%. Papierrente 61%. Goldrente 73 1. Ungariſche 
Goldrente 88%. 1860er Looſe 126½. 1864er Looſe 318, 80. Ungariſche 
Staatslooſe 216, 00. Ungar. Oſtbahn⸗ Obligationen II 80%. Böhm. Weſt⸗ 
bahn 194%. Eliſabethbahn 166. Nordweſtbahn 147 . Galizier 237% 
Ssamofen ) 239%. Lombarden!) 78%. Italiener —, —. 18772: Ruſſen 

0%. II. Orientanleihe 61%. Central⸗Paciſic 110%. Schweizer Central 
bahn 71. Ludwigshafen⸗Bexbach 205. Still. 

*) per medio reſp. per ultimo. a 

Nach Schluß der Börſe: Matt. Creditactien 271%, Franz. 238%, Galiz. —r 
Deiterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, —, II. Orientanleihe —, 
Orient⸗Anleihe —. 

amburg, 23. Februar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburgen 
St.⸗Pr.⸗A. 126%, Silberrente 62 7, Oeſt. Goldrente 73%, Ung Goldrente 
28, Credit⸗Actien 272, 1860er Looſe 126%, Franz. 596, Lombarden 
195, Italien. Rente 81%, 1877er Ruſſen 90, II. Orient⸗Anleihe 59% 
Vereinsbank 123½, Laurabütte 134%, Nordd. 167%, Commerzbank 119%, | 
Anglo ⸗deutſche 57%, 5% Amerikan. 96, Köln: Mind. St.⸗A. —, Rhein⸗ 
Eiſenb. do. 158, do. junge 150%, Berg.⸗Märk. do. 108%, Berlin ⸗Hamb. 
n ga do. 141, Disconto 1 J, Preuß. Aproc. Sonfold 

4. — Ma 

Hamburg, 23. Febr., Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen leco un⸗ 
verändert, auf Termine höher. Roggen loco unverändert, auf Termine böher⸗ 
Weizen per April⸗Mai 232 Br., 231 Go., pr. Mai⸗Juni 233 Br., 232 GD. 
Roggen pr. April⸗Mai 168 Br., 167 Gd., pr. Mai⸗Juni 168 Br., 167 Gd. u 
Hafer und Gerſte unverändert. Rüböl ruhig, loco und pr. Mai 56%. Spiritus 
ſtill, pr. Febr. 51% Br., pr. März⸗April 51% Br., pr. April⸗Mai 50% Br, 
pr. Mai⸗Juni 50% Br. Kaffee lebhaft, ſteigend, Umſatz 7000 Sack. Petroleum 
feſt, Standard white loco 7,35 Br., 7,30 Gd., pr. Febr. 7,35 Gd., pr. 
März: April 7,45 Gp. — Wetter: Feucht. 1 

Liverpool, 23. Febr., Bormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht) 
Wee Umſatz 6000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 16,000 Ball 
amerikaniſche. 

Liverpool, 23. Febr., Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß hericht⸗ 
Umſatz 6000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 B. Ame 
kaner williger, Surats ruhig. Middl. amerikaniſche März⸗April-Lieferun 
7% April⸗Mai⸗Lieferung 7% D. 3 3 

Liverpool, 23. Febr., Nahm. [Baum wolle.] (Schlußbericht.) Weite 
Meldung. Amerikaner % D. billiger. Middl. amerikaniſche Marz⸗April 


Lieferung 77 D. 8 ö 
Peſt, 23. Febr., Vormittags 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen 
per Frühjahr 14, 50 Gd., 14, 


loco unentwickelt, Termine ne „ N a 
Br. — Hafer per Früpjahr 7, 70 Go. 7, 75 Br. Mais per Mat⸗Jun 
9, 05 Gd., 9, 10 Br. Kohlraps per Auguſt⸗Septbr. 13%. — Weites 


Regen. 

Paris 23. Februar, Nachm. [Productenmarkt. (Schluß berich 
Weizen feft, per Februar 34, 75, per März 34, 10, per Mai⸗Juni 33, 00% 
per Mai⸗Auguſt 32, 10. — Mehl behauptet, per Februar 69, 25, MP 
März 69, 75, per Mai⸗Juni 69, 00, per Mai⸗Auguſt 67, 75. — Ruvöl ſeſ, 
per Februar 78, 25, per März 78, 50, per Mai⸗Auguſt 80, 50, per 
September⸗December 81, 50. — Spiritus matt, per gem 74, 50, pes 
März 73, 50, per April 73, 00, per Mai⸗Auguſt 70, 50. 

Paris, 23. Febr., Nachmittags. Robzucker rubig, Nr. 10/13 per Februat 
per 100 Klgr. 59, 50, 7/9 per Februar per 100 Klgr. 65, 50. Bi 
Zucker matt, Nr. 3 per 100 Klgr. per Februar 68, C0, per März 
68, et 2 St 00. der Nr 12 26g. Süwot | 

ondon, 23. Febr. Havannazucker Nr. AR wach. 

Antwerpen, 23. 5 Nm. [Getreidemarkt. Schlußbericht.) Weizen 


eigend. Roggen feſt. Hafer ſtill. Gerſte gefragt. 
f 3 32 Bin achm. 4 Uhr 30 innen. Betroleummarkt 
Sate Raffinirtes, Type weiß, loco 18% bez. und Br., per März 
8% Br., per April 19 Br., per Septbr. 20% Br. Steigend. - u 
Bremen, 23. Febr., Nachmittags. Petroleum feſt. (Schlußbericht) 
Standard white loco 7, 45 bez., per März 7, 45 bez., per April 7, 60 ber 
per Auguſt⸗December 8, 40 Brief. 


eee eee eren ener en eme... , 


Die erſten Mutterpflichten und die erſte Kindespflege. Belehrung 
23. Auflage 


Buch für dend Frauen und Mütter von Dr. F. A. Ammon. jr 
Durchgeſehen bon Dr. J. Windel. (Leipzig, S. Hirzel] Die klare Da, 
ſtellung und treffliche Anordnung dieſes Werkes begründen feine pra 


liſche Brauchbarkeit, welche durch die zahlreichen Auflagen erhärtet wird! 
ſeine Neubearbeitun, en erhalten es auf der Höhe der wiſſenſchaftlich 
Forſchungen. Die ſegensreichen Dienſte, welche es der Familie im 15 
zelnen, der Volksgeſundheitspflege im Allgemeinen leiſtet, machen es 


bedingter Empfehlung würdig; es ſollte in keinem Hausſtande fehlen. . 
e 
Bei Eduard Trewendt in Breslau] I@” Speeialite. s- 


erſchien ſoeben und iſt durch alle Buch: | Ks” 
handlungen zu bieten: Druck- Arbeiten jeder Art, 


er 
Nolhſtand in Oberſchleſien Einladungen Menu Tanzordnung® 
und die urſachen feiner Eniſehung Graveur-Mrbeit.(Siogelu. Stempel | 


bon 
Oswald Sucker, Eur en- Burger -Diplome,Aäress®®" 
Detonomie: Director. — 11800 


Preis: 30 Pfge. 
= Aıbum v. Breslas 


Der belannte Verfaſſer giebt, geſtützt 
ee Sinne Ni Kan 21 Ansichten in Auarcu-Manie 


Anſchauungen, ein klares Bild von 
Cabinet-Ausgabe in eleg. Etui 1 


den Urſachen der Noth und neue An⸗ 
regungen, wodurch den Calamitäten] 51 Eins. d. Betrages franco Zus 


Erfolg für die 2 4 


Chemische Fabrik „deres“ 
in Natibor, 


empfohlen als reelle und billige Bezugsauelle für 
Superphosphate jeder Art, 
Fleischdün gemehl der Extr.-Compas 


Fray Bentos, 
Enochenmehl, geimpft u. aufgeſchloſſen. 
Aufträge möglichft zeitig erbeten. 17¹ 
Th. Pyrkosch. 
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